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us aktuellem Anlass haben wir diesmal einen 
Schwerpunkt zum Thema Untersuchungsaus-
schuss gewählt. Was sind seine rechtlichen Grund-
lagen und seine Geschichte (Peter Pointner), wie 

ist dieses Instrument und sein über die Jahre sich ändernder 
Einsatz politikwissenschaftlich zu deuten (Barbara Serloth) 
und welche kommunikativen Hoffnungen und Chancen 
können mit Untersuchungsausschüssen verbunden werden 
(Christian Schiesser). 

Die österreichische Bundesregierung wird längstens 2009 
zu entscheiden haben, ob sie weiterhin den österreichischen 
Arbeitsmarkt gegenüber ArbeitnehmerInnen aus den neu-
en Mitgliedsstaaten der EU abschotten oder einen möglichst 
sanften Übergang zur Arbeitnehmerfreizügigkeit schaffen will. 
Elisabeth Hagen zeigt im Beitrag Trendwende am Ar-
beitsmarkt in Zentral- und Osteuropa einige gute Grün-
de auf, die für eine Öffnung des Arbeitsmarktes und für engere 
Kooperation mit den sog. Reformstaaten sprechen.

Im Rahmen der Vorüberlegungen für einen sozialdemo-
kratischen Ansatz zu einer Steuerreform, die mehr ist, als 
eine bloße Tarifanpassung, haben einige Experten auch ein 
Auge auf das britische Modell des working tax credit ge-
worfen. Wir haben eine Expertin der AK, Gertraud Lunzer, 
gebeten, dieses Modell zu analysieren.

Thomas Novotny – fast könnte man sagen  »unser Kor-
respondent in den USA« – hat eine Analyse des US-ameri-
kanischen Vorwahlkampfs für die Präsidentenwahl erstellt, 
die einen tieferen Einblick in das System, aber auch in die 
veränderten politischen Verhältnisse in den USA erlaubt.

Eine Skizze des Ist-Zustandes des österreichischen Schul-
wesens und seiner Reformbedürftigkeit liefert Oskar Achs in 
seinem Beitrag. 

Zwei Rezensionen (über die Kreisky Buchpreisträger und 

die ausgezeichneten Werke; über Hubert Vedrines kritische 
Bestandsaufnahme der europäischen Außenpolitik) runden 
das Heft ab. Natürlich darf auch das Schlusswort von Peter 
Rosner nicht fehlen.

Leben! – Das ist der Titel einer Ausstellung im Jüdischen 
Museum Wien. Sie zeigt das Leben der neuen jüdischen Ge-
meinde in Wien nach 1945 an Hand von 3.500 Fotografien 
der heute 95-jährige Margit Dobronyi. Sie war 1956 aus 
Ungarn nach Wien geflüchtet – und seitdem fotografiert sie 
jüdisches Leben in allen Facetten.  »Ich habe die Eltern ge-
fragt: Ich werde fotografieren und ich möchte, dass sie die Fil-
me zahlen, die ich brauche«, erzählt Margit Dobronyi. Wenn 
die Bilder gut sind, nehmen wir sie, hätten ihre Eltern geant-
wortet, so Dobronyi.  »Ich hätte zehn Filme pro Tag machen 
können, alle Bilder waren sehr gut.« Davon kann man sich in 
der Ausstellung überzeugen – und auch in dieser  »Zukunft«. 
Die Schau  »Leben!« ist im Jüdischen Museum Wien bis zum 
22. Juni 2008 zu sehen.

Wir wünschen Vergnügen beim Lesen – und beim Schauen!

CASPAR EINEM

A

Editorial
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ommt man aus den USA nach Europa so könnte 
man meinen, dass der amerikanische Wahkampf 
nicht nur in den USA stattfindet, sondern auch auf 
europäischen Boden. Kaum ein privates Gespräch in 

dem den Beuscher aus Nordamerika nicht zuerst mit Fragen 
über Obama, Clinton und McCain konfrontiert ist. Europä-
ische Medien berichten ausführlich die amerikanischen Vor- 
Wahlen. All das das hat gute Gründe. Die USA sind für Europa 
bedeutsam. Es umgibt eine besondere Aura die USA und diese 
reizt zu Parteinahme. 

Stehen in den USA große Entscheidungen an, dann blei-
ben dazu auch in Europa nur wenige Bürger gleichgültig oder 
neutral. Auch bestimmen die USA trotz vieler Irrungen in 
ihrer Politik  doch noch weitgehend das weltpolitische »Re-
gime«. Ob es etwa weltweiten Freihandel gibt oder ob die 
Organisation der Vereinten Nationen handlungsfähig ist, das 
hängt doch noch weitgehend von der Einstellung der Verei-
nigten Staaten ab. Schließlich aber beeinflussen die amerika-
nischen Wahlkämpfe Europa auch dadurch, dass man an ihnen 
Maß nimmt für die eigene Praktik. Amerikanische Polit-Ex-
perten haben in Europa ein breites Betätigungsfeld gefunden. 
Sie waren  auch in den letzten österreichischen Wahlkämpfen 
präsent. Die Mechanik und Stimmigkeit der amerikanischen 
Wahlen findet so früher oder später ihr Echo auch in Europa.

Vorwahlen wie die amerikanischen sind einzigartig. Es 
gibt für sie in Europa kein Gegenstück. In einem aufwändi-
gen und fast zweijährigen Ringen werden die Mitglieder oder 
Sympathisanten der beiden großen Parteien – der konservati-
ven Republikaner und der linkeren Demokraten – ermutigt  
jenen Kandidaten zu bestimmen, der dann in der eigentlichen 
Wahl gegen den Kandidaten der anderen Partei antreten soll. 

Die beiden großen amerikanischen Parteien fällen ihre letzte 
Entscheidung bei riesigen Wahlkonventen, die im Spätsommer 
vor den eigentlichen Wahlen im November stattfinden. Aber 
durch das Ergebnis der Vorwahlen ist die Entscheidung dieser 
Partei-Konvente schon weitgehend vorherbestimmt.  

In den Vorwahlen geht es also nicht um einen Auseinan-
dersetzung zwischen zwei verschiedenen Parteien, sondern 
um eine Auseinandersetzung unter den Anhängern oder Sym-
pathisanten ein und derselben Partei. Im eigentlichen Wahl-
kampf, der wie gesagt ab September beginnt,  mögen viele 
andere Dinge zum Tragen kommen. Politische Inhalte,  Ton 
und Taktik werden verschieden sein. 

Dennoch gibt der bisherige Verlauf der Vorwahlen  wich-
tige Hinweise darauf,  wohin sich das amerikanische politi-
sche System entwickelt. Schon jetzt lassen sich einige wichtige 
Schlüsse ziehen. 

PARTEIEN HABEN EINFLUSS VERLOREN

Politische Parteien haben in den USA fast jeden politischen 
Einfluss verloren. Sie bilden zwar noch den Rahmen für Vor-
wahlen in denen man sich eben als Anhänger dieser oder jener 
Partei1 deklarieren muss. Sie haben aber keinen Einfluss auf 
die Auswahl der Kandidaten, die in den Vorwahlen antreten. 
Sie bestimmen nicht die Themen, die im Zentrum der Ausei-
nandersetzung stehen. Und vor allem können sie den Kandi-
daten kaum Geld bereit stellen. Das müssen sich die Kandida-
ten selbst besorgen.  Diese agieren also quasi als »unabhängige 
politische Unternehmer«. Sie entwerfen ein Programm. Sie 
suchen sich die Experten für die wichtigen Fragen, die in der 
politischen Diskussion stehen. Sie motivieren und mobilisie-
ren die viele Tausende von teils bezahlten, teils unbezahlten 

CLINTON, OBAMA ODER MCCAIN VON THOMAS NOVOTNY

Clinton, Obama oder McCain
VEREINIGTE STAATEN VON AMERIKA Seit Monaten tobt in den USA der Vorwahlkampf um die Nominierungen der 
beiden großen Parteien für die Präsidentschaftswahlen. Thomas Novotny wirft einen Blick auf das amerikanische politische 
System und auf einige interessante Veränderungen in der politischen Grundstimmung.
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Mitarbeitern. Die Parteien können ihnen dabei nicht helfen. 
Parteien wurden in den USA so nebensächlich, dass sogar 
viele der politisch interessierten Amerikaner nicht im Stande 
sind, sich an die Namen der jeweiligen Parteivorsitzenden zu 
erinnern.

DIE KOSTEN DER WAHLKÄMPFE IN REKORDHÖHE

Der finanzielle Aufwand schon der Vorwahlen alleine ist gi-
gantisch. Romney, ein Milliardär und einst Hoffnungsträger 
des wirtschaftlich konservativsten Flügels der ohnehin schon 
konservativen Republikaner, hat für seine schlussendlich er-
folglose Bewerbung um die Nominierung 52 Millionen Euro 
ausgelegt. 23 Millionen davon kamen aus seinem eigenen Ver-
mögen. Alle Kandidaten zusammen haben in und für ihren 
(Vor-) Wahlkampf bislang 500 Millionen Euro aufgebracht. In 
einem einzigen Monat (Februar 2008) haben alleine Hillary 
Clinton und Barack Obama zusammen 60 Millionen Euro 
hereingebracht. 

Unweigerlich hat dieser große Finanzaufwand Folgen für 
den demokratischen Prozess. Man muss vermuten, dass die 
Wahlwerber von ihren Geldgebern abhängig werden. Zwar 
verbieten Bundesgesetze individuellen Personen, mehr als ei-
nen relativ bescheidenen Betrag für den Wahlkampf eines be-
stimmten Kandidaten zu spenden2. Doch diese Bestimmungen 
können leicht umgangen werden. Professionelle oder freiwil-
lige »Bündler« können zu solchen individuellen Spenden auf-
rufen und sie dann in grösseren Summen zusammenbinden. 

Spontan würde man annehmen, dass der hohe Finanz-
aufwand, der für einen Wahlsieg von Nöten ist, die konser-
vativen Republikaner begünstigt. Denn diese haben stets und 
viel konsequenter als die Demokraten die Interessen der fi-
nanzstarken Gesellschaftsschichten und die Interessen der Fi-
nanzwelt vertreten.  Erstaunlicherweise waren jedoch die li-
beralen Demokraten im Geldauftreiben erfolgreicher als die 
Republikaner. Barack Obama konnte bislang 126 Millionen 
Euro aufbringen; Hillary Clinton etwas weniger; aber auch sie 

noch weit mehr als jene 18 Millionen Euro die der nunmehr 
einzige Kandidat der Republikaner McCain hereinbringen 
konnte. 

Vor allem Obama profitiert dabei von einer Welle von zu-
meist kleinen Beiträgen, die sich aber zu einer erklecklichen 
Summe addieren. Von den 24 Millionen Euro, die Obama im 
Jänner dieses Jahres an Wahlspenden eingenommen hat, kamen 
19 Millionen Euro durch Aktionen im Internet. 90 Prozent 
der so über das Internet hereinkommenden Spenden waren 
jeweils geringer als 66 Euro. 

In diesem großen Umfang neu ist auch die sonstige po-
litische Werbetätigkeit im Wege über das Internet; über die 
»blogs« (Internet-Tagebücher) von Individuen. Deren Tä-
tigkeit entspringt eigener Initiative zur Unterstützung ihres 
Kandidaten. Obama hat diese neue Art der Mobilisierung voll 
nutzen können, wie er denn überhaupt junge und gut ausge-
bildete Personen anspricht.  

Jedenfalls scheint mit diesen Vorwahlen der Trend zu po-
litischer Apathie gebrochen. Wir werden später noch darauf 
zurückkommen. 

PERSÖNLICHKEITEN IN EINEM HÄRTETEST

Der lange Vorwahlkampf unterwirft Kandidaten einem Här-
tetest. Jeder Winkel ihres Lebens wird durchleuchtet. Jeder 
ihrer Auftritte wird eingehend analysiert. Camcorder und 
die allgegenwärtigen Digital-Kameras erlauben die sofortige 
Dokumentation eines Ereignisses und das Internet ermöglicht 
die sofortige Verbreitung dieser Dokumentation. So wurde ei-
nem der ersten  republikanischen Mitbewerber um die No-
minierung zum Präsidentschaftskandidaten ein rassistischer 
Ausrutscher zum Verhängnis – ein nicht für die Öffentlichkeit 
gedachter Nebensatz, der aber eben auf diese Weise doku-
mentiert und verbreitet worden war. Eine Woche nach diesem 
Zwischenfall sah sich dieser Kandidat – so bloß gestellt – ge-
zwungen, aus dem Rennen auszuscheiden. 
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1)  In einigen US-Bundesstaaten können auch Parteilose bei den Vorwahlen 
mittun und sich für einen »republikanischen« oder »demokratischen« Kandida-
ten erklären (das sind die sogenannten »open primaries«). 

2) Einzelpersonen dürfen für die Vorwahlkampagne eines Kandidaten nicht 
mehr als 2.300,- Dollar spenden.
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Die persönlichen Eigenschaften und der Charakter der 
Kandidaten lassen sich also nicht länger hinter Wahlrhetorik 
oder mit Public-Relations-Mätzchen verbergen. Auch eini-
gen anderen Kandidaten, denen Anfangs große Chancen ein-
geräumt wurden, hat das geschadet. Dem republikanischen 
Anwärter Romney hat man seinen oftmaligen ideologischen 
Kurswechsel nicht abgenommen. Er hat ihn in seinen Auftrit-
ten nicht glaubhaft begründen können, und dieser Zweifel an 
Romneys Glaubwürdigkeit blieb am gesamten Eindruck haf-
ten, den Romney in seinen Auftritten vermittelt hat. 

Ähnlich ging es seinem republikanischen Mitbewerber 
Giuliani. Bis Mitte Jänner galt er als erster Anwärter auf den 
Posten des republikanischen Präsidentschaftskandidaten. Sein 
Ausscheiden ist zwar auch auf taktische Fehler zurückzufüh-
ren. Dass er in den allerersten Vorwahlen nicht präsent war, und 
dass er sich statt dessen auf die Vorwahlen konzentrierte, die 
erst viel später in den bevölkerungsstarken US-Bundesstaaten 
wie Florida stattfanden, das hat ihm gewiss benachteiligt. Aber 
stärker hat ihm wohl noch der Eindruck geschadet, den er mit 
seiner Person vermittelt hat. Er erweckte den Eindruck unan-
genehm,  herrisch und intolerant zu sein. 

Im Gegensatz dazu stand die Kandidatur eines anderen re-
publikanischen Anwärters, des ehemaligen Gouverneurs von 
Arkansas, Huckabee. Er hatte seine Bewerbung auf die Un-
terstützung durch die in den USA besonders einflussreichen 
fundamentalistisch-christlichen Gemeinschaften abgestützt. Er 
konnte aber nicht nur deswegen punkten, sondern es war vor 
allem seine Persönlichkeit, die so weiten Zuspruch fand. Trotz 
seiner teilweise verschrobenen Ansichten erschien er den 
Wählern als gerader Michel, der sie nicht verachtet, sondern 
der auf sie hört und der sie ernst nimmt. Huckabee ist mit 
einem bemerkenswerten Achtungserfolg aus dem Wettbewerb 
ausgeschieden. 

Auf Seite der Demokraten zeugt Obama für den Stellen-
wert von Persönlichkeit. Er strahlt Charisma aus, das auch von 

hartgesottenen politischen Zynikern nicht ignoriert werden 
kann. Seine beeindruckenden Reden sind sind keine vorge-
fertigten Kunstprodukte aus der Fabrik von Redenschreibern. 
In sehr überzeugender Weise reflektieren sie vielmehr die ech-
ten Überzeugungen und Zielvorstellungen des Redners. 

REPOLITISIERUNG DER POLITIK

Der österreichische Wahlkampf des Jahres 2004 sei – so sagen 
Politikwissenschaftler – schon stark »amerikanisiert« gewesen. 
Das dürfte zutreffen, denn so wie bis dahin in Amerika standen 
auch in Österreich bei den letzten Nationalratswahlen nicht 
politische Programme im Vordergrund, sondern die jeweiligen 
Spitzenkandidaten. So wie in den USA gab es auch in Öster-
reich eine ausgeprägte »Politikmüdigkeit«. Der österreichische 
Wahlkampf war auch insoweit »amerikanisiert« als es in ihm 
ebenso wie im vorhergegangenen amerikanischen Wahlkampf 
viel Negativwerbung gegeben hat, mit welcher der politische 
Gegner verächtlich gemacht werden sollte3. 

Doch wenn die Anzeichen aus den US-Vorwahlen nicht 
trügen, dann hat sich der Charakter der amerikanischen Wahl-
kämpfe geändert; oder aber zumindest der Charakter der jetzt 
anlaufenden Wahlauseinandersetzung. Im jetzt laufenden Vor-
wahlkampf hat man nämlich auf eine Negativwerbung durch 
die Herabwürdigungen der Konkurrenten weitgehend ver-
zichtet. 

Die Ursache mag sein, dass es sich hier eben um eine Aus-
einandersetzung zwischen Angehörigen der gleichen Partei 
handelt und dass man daher vermeiden möchte, einem Kandi-
daten der eigenen Partei durch das Umhängen von negativen 
Eigenschaften zu schaden und ihn – falls er in den Vorwahlen 
siegen sollte – in seiner späteren Auseinandersetzung mit dem 
politischen Gegner zu schwächen. 

Aber die Zurückhaltung in der Negativwerbung ist darü-
ber hinaus wohl auch darin begründet, dass eine solche Taktik 
heute bei den Wählern schlecht ankommt und die Position 

CLINTON, OBAMA ODER MCCAIN VON THOMAS NOVOTNY
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jenes Kandidaten untergräbt, der solche Negativpropaganda  
betreibt. Romney hat zum Beispiel versucht, seinen republika-
nischen Konkurrenten McCain als prinzipienlos dazustellen.  
Clinton und ihr Ehegatte – der ehemalige Präsident – haben 
Abfälliges über die Person Obamas ausgestreut. Unterschwel-
lig haben sie seine Hautfarbe und seine Jungendsünden in die 
politische Diskussion einbringen wollen. Sowohl Romney 
wie auch den Clintons ist das schlecht bekommen. Ihre Par-
teifreunde waren von diesen Versuchen nicht begeistert und 
es hat diese versuchte Negativwerbung sowohl Romney wie 
auch Clinton Sympathien und Stimmen gekostet. 

UNZUFRIEDENE WÄHLER

Das mag einer unter zahlreichen anderen Hinweisen sein, dass  
die Wähler unzufrieden sind mit der herkömmlichen Art Poli-
tik sozusagen um ihrer selbst willen zu betreiben. Sie erwarten, 
von wahlwerbenden Politikern ernst genommen zu werden 
und sind offenbar misstrauisch geworden jenen Kandidaten 
gegenüber, die ihnen «die Wahrheit nicht zumuten« und die 
ihnen das erzählen, was Wähler Meinungsumfragen zufolge 
wünschen. McCain ist bewusst, dass es nicht im Sinne dieser 
Meinungsumfragen ist, wenn er Wählern in Aussicht stellt, die 
amerikanischen Truppen »wenn notwendig  hundert Jahre« im 
Irak zu belassen. 

Obama ist bewusst , dass amerikanische Wähler nicht hö-
ren wollen, dass ihre Autos zu groß und deren Benzinhunger 
zu mächtig ist; oder dass Eltern mehr direkte Verantwortung 
für die Erziehung und Entwicklung ihrer Kinder übernehmen 
müssen. Aber politisch hat diese Bereitschaft Unpopuläres aus-
zusprechen den jeweiligen Kandidaten nicht geschadet, son-
dern genutzt. Zumindest in den Vorwahlen gibt es also einen 
Trend hin zu sachbezogener und ernsthafter Politik. In diesem 
Sinn ist der bisherige Wahlkampf anders als die vorherigen. Er 
ist eben nicht »amerikanisiert«.

Innerhalb der beiden konkurrierenden Lager sind die die  
politisch-programmatischen Unterschiede gering. Das trifft je-

denfalls zu auf Clinton und Obama – die zwei konkurrieren-
den Kandidaten der Demokratischen Partei. Ihre politischen 
Programme sind fast deckungsgleich. Es gibt zwar geringfügi-
ge Differenzen zur Frage,  wie und wann die US-Truppen aus 
dem Irak abziehen sollen. Es gibt kleine Unterschiede darüber, 
wie das Gesundheitssystem zu reformieren wäre. Aber davon 
abgesehen sind die politischen Programme Clintons und Ob-
amas im Wesentlichen ident. 

Im Lager der Republikaner waren die Unterschiede grös-
ser. So verficht der nunmehr einzige republikanische Kandidat 
McCain in der – auch in den USA sehr emotionellen – Frage 
der Einwanderungspolitik eine weit »weichere« Linie als seine 
einstigen und nunmehr ausgeschiedenen Konkurrenten. Auch 
in einigen anderen Punkten entspricht seine Einstellung nicht 
jener der extrem konservativen Republikaner, die bislang die 
Politik der Bush-Regierung bestimmt hatten. So ist denn auch 
McCains Anspruch wenig glaubhaft, mit seinen Programmen  
ideologischer Erbe des erzkonservativen ehemaligen US-Prä-
sident Reagan zu sein.  

Die sogenannte »Reagan-Koalition« umfasste nämlich drei 
recht unterschiedliche ideologische Lager. In einem waren die 
Wirtschaftsliberalen, denen der Staat nicht minimal genug und 
die Steuern auf Einkommen und Vermögen nicht niedrig ge-
nug sein konnten. Im zweiten Lager  befanden sich die reli-
giösen Fundamentalisten, welche gegen Abtreibung und die 
Duldung von Homosexualität ankämpfen. Im dritten Lager 
schliesslich standen die Neokonservativen, welche durch eine 
militärisch gestützte Außen- und Sicherheitspolitik ein »ein-
undzwanzigstes amerikanisches Jahrhundert« sichern wollten. 

Diese Koalition ist zerbrochen. McCain ist den religiö-
sen Fundamentalisten nicht religiös genug. Den außenpoli-
tisch »Unilateralisten« ist er zu »internationalistisch«; und sei-
ne wirtschaftspolitischen Ansichten decken sich nicht immer 
mit jenen der extremen Wirtschaftsliberalen, denn lange Zeit 
– wenn auch nicht zuletzt – hatte er gegen weitere Steuerge-

3) Karl Rove, der vorrangige politische Berater von Präsident Bush, war darin 
unangefochten Meister. Seiner Initiative entsprang die Kampagne der »swift 
boat veterans for truth«, die darin erfolgreich war, im US-Präsidentschaftswahl-
kampf des Jahres 2004 das heldenhafte Image des demokratischen Kandidaten 
Kerry zu zerkratzen. Diese Negativkampagne war wahrscheinlich wahlent-
scheidend.



 10 | ZUKUNFT 

schenke an die Superreichen opponiert. Im Republikanischen 
Lager gibt es also eine leichte Bewegung weg vom extremen 
Rand; und alles in allem gibt es in diesem Lager nunmehr 
auch wieder eine grössere Vielfalt von Meinungen. Aber trotz 
dieses nunmehr breiteren Fächer an Einstellungen unterschei-
det sich das konservativ-republikanische Lager weiterhin stark 
vom Lager der progressiven Demokraten. Ja die Kluft ist grös-
ser geworden, die die beiden Parteien voneinander trennt. 

POLARISIERUNG STATT TREND ZUR MITTE

Denn auch im Lager der Demokraten hat es einen Linksruck 
gegeben und dieser war ausgeprägetr als der bei den Repu-
blikanern. So sind heute die Unterschiede beträchtlich, die 
sich zwischen den beiden Parteien auftun. Das Land ist po-
litisch polarisiert wie nie zuvor. Die Republikaner stehen für 
die Fortführung des Kriegs im Irak und darüber hinaus für 
eine Außen- und Sicherheitspolitik der Machtprojektion und 
der militärischen Stärke. Sie stehen für die Einschränkung der 
Aufgaben des Staates, für die Fortführung jener Steuererleich-
terungen, die unter der Regierung W.  Bush fast ausschließlich 
den Reichen zu Gute gekommen sind. Sie wünschen keine 
grundlegenden Veränderungen im Gesundheitswesen. 

In all diesen wichtigen Frage ist die Position der Demo-
kraten die genau entgegengesetzte: Abzug der Truppen aus 
dem Irak, Rückkehr zu einer Außen- und Sicherheitspolitik, 
die auf möglichst weltweitem Konsens aufbaut; Umverteilung 
von Einkommen durch Steuernachlässe bei mittleren und 
niedrigen Einkommen; und stärkere Besteuerung von hohen 
Einkommen; grundlegende Reform im Gesundheitswesen; 
massive Investitionen in die seit langem vernachlässigte ameri-
kanische Infrastruktur. 

Meinungsumfragen bestätigen, dass diesen unterschiedli-
chen Standpunkten der Kandidaten eine Polarisierung unter 
den amerikanischen Wählern entspricht. Spezifische politische 
Ziele und Ansichten lassen sich entweder ausschließlich den 
Anhängern der einen oder ausschließlich den Anhängern der 

anderen Partei zuordnen. Die Bürger in der Mitte, die Wech-
selwähler, die sich in einer Frage eher »Republikanisch« ge-
ben, und in der anderen eher »Demokratisch«, die sind, wie es 
scheint, eine stark schrumpfende Gruppe. 

Das steht im Gegensatz zur bisher gültigen Doktrin von 
der abnehmenden Bedeutung der traditionellen politischen 
»Lager«. Das steht im Gegensatz zur Doktrin von einer zuneh-
menden politischen Apathie; und im Gegensatz  zur Theorie 
über die ständig steigenden Bedeutung von »Wechselwäh-
lern«, die sich einmal für die eine und das nächste Mal für eine 
andere Partei entscheiden. 

Diese Doktrin war ursprünglich in der Analyse der ameri-
kanischen Politik begründet, hat später  dann aber Bestätigung 
auch in der europäischen Wirklichkeit gesucht – und zum Teil 
gefunden. Zumindest in der bisherigen Phase des US-Wahl-
kampfes und in den bisherigen Meinungsumfragen findet die-
se These keinen Rückhalt. 

Gestützt auf die Erfahrungen in den USA hat man bislang 
vermutet, dass politische Parteien im Kampf um den »Wähler 
in der Mitte« einander in Programm und Methoden so ähn-
lich werden, dass Wählern die Lust verloren geht, zwischen 
den so gleich gewordenen Parteien einen Unterschied zu ma-
chen und die eine der anderen vorzuziehen. Daher wäre es 
auch verständlich, dass Bürger von ihrem Stimmrecht nicht 
länger Gebrauch machen. 

NUR 40 PROZENT

In der Tat sind bei den letzten US-Präsidentschaftswahlen des 
Jahres 2004 nur 40 Prozent der Wähler zu den Urnen gegan-
gen. Heute jedoch lässt sich sicher vorhersagen, dass in den 
USA dieser Trend hin zu einer zunehmenden Wahlenthaltung 
gebrochen ist. Selbst politik- und wahlmüden Amerikaner ist 
bewusst geworden, dass in diesen Wahlen viel auf dem Spiel 
steht und dass sie sich zwischen zwei sehr unterschiedlichen 
Politik- und Gesellschaftsmodellen entscheiden müssen. 

CLINTON, OBAMA ODER MCCAIN VON THOMAS NOVOTNY
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Einen Bruch mit der Vergangenheit signalisiert alleine schon 
die Person der beiden nunmehr um die Nominierung durch 
die Demokratische Partei ringenden Kandidaten. Bislang ist 
weder eine Frau noch ein Afroamerikaner je in die Nähe zu 
dieser Spitzenposition aufgerückt. Die Kandidatur Clintons 
und Obamas öffnet so ein neues Kapitel in der amerikani-
schen Politik. 

Die Kandidatur eines Afroamerikaners und einer Frau ist 
in sich und als solches bedeutsam. Sie ist aber auch ein Signal  
für die Bereitschaft zu neuen Ufern aufzubrechen. Ein Groß-
teil der Wähler will offensichtlich einen Schlussstrich unter 
die Ära des Präsidenten W. Bush setzen, der seinen politischen 
Rückhalt weitgehend verloren hat. Aber der Unmut und die 
Unsicherheit der Bürger hat noch tiefere Gründe als die Ent-
täuschung über den Präsidenten, der sie durch acht Jahre re-
giert hat. 

Die meisten Amerikaner antworten – Meinungsumfragen 
zufolge – mit einem »Ja« auf die Frage, ob die Dinge in ihrem 
Land schiefgelaufen sind; ob sich Amerika »auf einem schlech-
ten Weg« befindet. Der unselige, unnotwendige Krieg im Irak 
mit seinen verheerenden außenpolitischen und wirtschaftli-
chen Folgen4 hat das Seine zu dieser Stimmung beigetragen. 
Aber er ist nicht einziges Motiv für Unzufriedenheit, Enttäu-
schung und Verunsicherung. 

Vor einem halben Jahrhundert waren die Einkommen in 
den USA zwischen Arm und Reich noch gleicher verteilt. 
Die USA glichen in dieser Hinsicht dem damaligen Europa. 
Auch einfache amerikanische Arbeiter konnten sich ein Haus 
kaufen. Sie waren in ihrer Mehrzahl krankenversichert. Für 
ihre Pension sorgte die Firma, in der sie seit langem ständig 
beschäftigt waren. Auch ein kleines Ferienhaus oder ein klei-
nes Boot zum Fischen war selbst für Fließbandarbeitern nicht 
unerschwinglich. Diese Sicherheit in Einkommen und Status 
war eingebettet in die Gewissheit einer amerikanischen mo-
ralischen, materiellen und militärischen Überlegenheit. Sie 

war auch eingebettet in die Überzeugung von einem ständi-
gen Fortschritt, in die Überzeugung, dass es den Kindern und 
Enkeln einmal besser gehen würde, dass ihnen der Weg nach 
oben immer offenstünde; in den Glauben, dass es durchaus 
möglich wäre, dass die Kinder und Enkel von Fließbandar-
beitern dereinst Generaldirektoren sein werden. Das war auch 
eingebettet in eine tiefsitzende Überzeugung von der Legiti-
mität und Überlegenheit des »Amerikanischen Systems«; war 
eingebettet in einen selbstverständlichen und starken Patrio-
tismus, ja Nationalismus.

SCHRILLER GEWORDEN

Patriotismus und Nationalismus sind seither schriller gewor-
den. Man muss jedoch vermuten, dass diese erhöhte Lautstärke 
im Bekenntnis zur amerikanischen Einzigartigkeit und Über-
legenheit dumpfe aber wachsende Zweifel an der Gerechtig-
keit und Legitimität des amerikanischen Systems übertönen 
soll. Die Einkommensverteilung5 ist heute ebenso ungleich 
wie in Südamerika, wo eine tiefe Kluft Arm von Reich trennt. 
Ein männlicher amerikanischer Durchschnittsarbeiter ver-
dient heute – real – um etliches weniger als noch vor dreissig 
Jahren. 

Die Vorteile aus dem Wirtschaftswachstum haben aus-
schließlich die Reichen, und hier wiederum vor allem die 
Superreichen, lukriert, während der Anteil der Allerärmsten 
geschrumpft ist. Die Mobilität nach oben scheint blockiert6. 
Mit Studiengebühren von jährlich bis zu 27.500 Euro werden 
selbst für die Kinder aus mittleren Einkommenschichten die 
Chancen geringer, im Wege über eine glänzende Ausbildung 
gesellschaftlich aufzusteigen. Ein wachsender Teil der Bevöl-
kerung hat keine Krankenversicherung; für viele ist die Pen-
sionsvorsorge unzureichend. Existentielle Ängste belasten so 
den Alltag. 

Dazu kommen die Unsicherheiten, die sich aus der ver-
änderten Stellung der USA in der Welt ergeben. Die USA 
sind nicht länger die unangreifbare Supermacht. Ihr Anteil am 

4) Der Krieg hat bislang TRILLIONEN Euro gekostet. Er belastet jede ame-
rikanische Familie mit insgesamt 25.000 US-Dollar. 

5) Gemessen von der OECD mit dem sogenannten »Gini-Koeffizient« 

6) Die »intergenerationelle Mobilität« ist in den USA nicht größer als die 
»intergenerationelle Mobilität« in dem von den USA als feudal und verharzt 
denunziertem Europa. Die Chancen des Kindes eines einfachen Arbeiters in 
einen höheren sozialen Rang aufzusteigen, sind in den USA nicht größer als 
in Europa.
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Wohlstand der Welt wird geringer und damit verbunden ist 
einen Verringerung des amerikanischen Einflusses. Die militä-
rische Macht, über die die USA noch immer in reichlichem 
Ausmaß verfügen, die hat sich nach dem Vietnam-Krieg nun-
mehr zum zweiten Mal als nutzlos erwiesen. 

POLITISCHES SPEKTRUM VERSCHIEBT SICH

Seit Präsident Reagan, also seit dem Beginn der Achtzigerjah-
re, haben alle US-Administrationen den Wählern nur Positives 
sagen wollen. Sie haben vorgegaukelt, dass ohnehin alles zum 
Besten bestellt sei, dass die amerikanische Wirtschaft die leis-
tungsfähigste wäre, das amerikanische Militär das sieghaftes-
te; das amerikanische soziale System das gerechteste; etc. Die 
Amerikaner wollen noch immer daran glauben. Sie wünschen 
sehnlichst, dass dem wirklich so wäre. 

Aber trotz dem Schwingen von Fahnen und dem Absingen 
der Hymne haben sich Zweifel eingeschlichen. Der Kampf 
gegen die täglich auf sie einstürzenden Unsicherheiten ist zu 
enervierend; die Provokation durch die soziale Ungerechtig-
keit und die aufklaffenden Klassenunterschiede zu aufreizend 
um einen ungetrübten Glauben an das gute und gerechte 
Amerika zu erhalten. 

Diese Unsicherheit und diese neue Gegnerschaft zwischen 
Arm und Reich hat in den beiden konkurrierenden Parteien 
jeweils unterschiedliche Folgen. Bei den Demokraten gibt es, 
wie erwähnt, eine deutlichen Linksruck. Lange Zeit war auch 
bei ihnen das Thema der »Umverteilung von Einkommen« 
tabu. Lange Zeit hatte man sich auch auf Demokratischer Sei-
te in den Mythos gefügt, dass das amerikanische System oh-
nehin gerecht sei, und dass man bestenfalls da oder dort ein 
wenig zur größeren »Chancengleichheit« beitragen könne. 

Lange Zeit haben auch Demokraten die Staatsaufgaben 
einschränken wollen, nur um in der Lage zu sein, den Wäh-
lern Steuersenkungen in Aussicht zu stellen. Mit dem  jet-
zigen Wahlkampf  ist das anders geworden. Sowohl Clinton 

wie auch Obama ernten spontanen Applaus und wohlwollen-
de Kommentare, wenn sie gegen die Arroganz der Reichen 
zu Felde ziehen und wenn sie deren Millioneneinkommen 
den finanziellen Schwierigkeiten gegenüberstellen, mit de-
nen selbst Haushalte mit einem Durchschnittseinkommen zu 
kämpfen haben. Beide plädieren für einen aktiven Staat und 
die Ausweitung der Staatsaufgaben – etwa im Bereich von Ge-
sundheit und Erziehung. 

DIE »EUROPÄISIERUNG« DER POLITIK

Bei den Republikanern gibt es , wie ebenfalls schon erwähnt, 
auch etwas Bewegung weg vom konservativen Extrem hin zur 
politischen Mitte. Mit den nicht unbeachtlichen Erfolgen des 
einstigen republikanischen Kandidaten Huckabee7 haben die 
Christlich-Fundamentalisten zwar einen Achtungserfolg ein-
gefahren. Aber nach dem Vorwahlsieg McCains werden die 
Christlich-Fundamentalisten nur wenig von ihren Vorstellun-
gen im eigentlichen Wahlprogramm der Republikaner unter-
bringen können. 

Auch der Anarcho-Liberale Paul gewann in den Republi-
kanischen Vorwahlen trotz seiner Schrulligkeit doch stetig am 
die 7 bis 10 Prozent der Stimmen. Aber so wie Huckabee wird 
auch Paul das endgültige Wahlprogramm der Republikaner 
kaum beeinflussen. Dass die Republikaner mit McCain wie-
der etwas zur politischen Mitte tendieren, dass zeigt auch die 
wütende Reaktion, die McCain von den Hütern der reinen 
konservativen Lehre entgegenschlägt.  

Aber trotz des Obsiegens einer etwas moderateren Linie 
bei den Republikanern, und trotz des Aufbrechens der frühe-
ren »Reagan-Koalition« zielt die Wahlwerbung der Republi-
kaner und die der Demokraten in unterschiedliche, ja entge-
gengesetzte Richtung. Das verweist auf völlig unterschiedliche, 
ja unvereinbare Gesellschaftsbilder, und dieser Gegensatz hat 
sich in den Vorwahlen akzentuiert. Die Republikaner sehen 
das Land durch innere und äußere Feinde bedroht. Die in-
neren Feinde, die sich um die Kandidaten der Demokraten 

CLINTON, OBAMA ODER MCCAIN VON THOMAS NOVOTNY
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scharen, würden, so sagen sie, den »amerikanischen Traum« 
untergraben und das Vertrauen der Bürger in die Einzigartig-
keit des »amerikanischen Weges« schwächen. Sie würden die 
harte Disziplin von Konkurrenz und Leistungsdruck mindern 
und damit die Triebkräfte jener Entwicklung, die Amerika zu 
Größe geführt hat. Eine Republikanische Außenpolitik hätte 
nicht in erster Linie der Gestaltung einer besseren Welt zu die-
nen, sondern in erster Linie der Abwehr der Drohungen, die 
von überall an die Vereinigten Staaten herangetragen werden. 
Außenpolitik im engeren Sinn hätte sich demnach einer mili-
tärisch orientierten Sicherheitspolitik unterzuordnen.

Die Politik der Republikaner ist also durch ein Festhalten 
an einem nicht mehr realen »amerikanischen Traum« von Ein-
zigartigkeit und Überlegenheit geprägt. Republikaner klam-
mern sich krampfhaft an die Überzeugung, dass ohnehin alles 
zum Besten stünde,wenn es im Inneren nur keine windelwei-
chen, gesinnungslosen Demokraten gäbe; und wenn draußen 
die weitere Welt Amerika nicht übelgesinnt und feindlich ge-
genüberstünde. 

Demokraten hingegen wollen den sich einschleichenden 
Zweifel am bisherigen System nutzen – die in Meinungsum-
fragen zu Tage tretende Überzeugung, dass vieles schiefgelau-
fen ist und weiter schief läuft, und dass also neue Wege gefun-
den werden müssen, um den »amerikanischen Traum« wieder 
erlebbar zu machen. Es ist das die klassische Kluft zwischen 
links-liberal und konservativ, so wie man sie auch in anderen 
Demokratien kennt. Neu ist die Klarheit mit der sich diese 
Kluft nun auch in den USA auftut.  

FOLGT EUROPA DEM AMERIKANISCHEN TREND?

Im Laufe der letzten Jahre haben sich die Wahlen in Europa 
und auch in Österreich »amerikanisiert«. Mit einem gewissen 
Zeitabstand haben sich also nicht bloß Taktiken, sondern auch 
Inhalte dem vorher von den USA gesetzten Muster angepasst. 
Wird nun Europa und auch Österreich dem Schwenk in Stil 
und Inhalt der US Politik folgen, der diesen Trend umkehrt 

und der nunmehr in eine entgegengesetzte Richtung führt; 
in dem Wähler wieder mobilisierbar und motivierbar sind; 
und der die Politik entrivialisiert und in dem sie nicht län-
ger Selbstzweck ist, nicht länger eine Veranstaltung, die, wie 
ein Fussballmatch, um ihrer selbst willen inszeniert wird? 
Werden sich auch in Europa und Österreich die Programme 
der konkurrierenden Parteien wieder deutlicher voneinander 
unterscheiden, wird es also wieder echte Wahlmöglichkeiten 
geben; und wird damit die Neigung zu politischer Apathie be-
kämpft?

Gewiss – es gibt zwischen den USA und Europa gewaltige 
Unterschiede in den politischen Einrichtungen und in der po-
litischen Kultur. Aber nicht nur in Österreich, sonder auch in 
vielen anderen europäischen Staaten wächst die Skepsis über 
die wirkliche Leistungsfähigkeit der bestehenden politischen 
Kultur und der bisherigen Art, Bürger im Wege über Wahlen 
die für sie wichtigen Fragen entscheiden zu lassen. Folge ist 
auf der einen Seite der Rückzug der Bürger aus Politik; oder 
– auf der anderen Seite und in Anbetracht der raschen Ver-
änderungen und des vielen Unwägbaren, dem diese Bürger 
heute ausgesetzt sind – der Drang zu hohlem, populistischem, 
nationalistischem Extremismus. 

In diesem Sinn kann man sich nur wünschen, dass die 
Trendumkehr in den USA eine wirkliche und dauerhafte ist; 
und dass auch sie wieder ein Echo in Europa findet.

UNIV. DOZ. DR. THOMAS NOVOTNY

ist Politikwissenschafter.

7) Er zweifelt u.a öffentlich an der Evolutionstheorie, der zufolge die Erde 
nicht vor sechstausend Jahren von Gott geschaffen wurde und sich das Leben 
auf ihr durch Hunderte von Millionen Jahren allmählich zu komplexeren For-
men weiter entwickelt hat.
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Juden in Wien nach 1945

19.März–22.Juni 2008, Sonntag–Freitag 10–18 Uhr
Jüdisches Museum Wien, Palais Eskeles
Dorotheergasse 11, A-1010 Wien 
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AM WIZO-AUSFLUG 1967

Wien nach 1945: Besatzungszonen, die Vier im Jeep, 
der dritte Mann, eine Stadt ohne Juden. Von den mehr 
als 180.000 Wiener Juden, die vor 1938 in dieser Stadt 
lebten, waren  etwa 2000 übrig geblieben. Niemand 
erwartete, dass sich hier wieder eine jüdische Gemeinde 
entfalten könnte. Doch ausgerechnet Wien entwickelte 
sich in der Zeit des Kalten Kriegs und Wiederaufbaus zu 
einer kleinen, aber lebendigen Drehscheibe jüdischen 
Lebens in Europa. 
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as österreichische Bundes-Verfassungsgesetz (B- 
VG) normiert in Art. 53 Abs. 1 lapidar: Der Na-
tionalrat kann durch Beschluss Untersuchungsaus-
schüsse einsetzen. Abs. 2 bestimmt, dass die näheren 

Regelungen im Geschäftsordnungsgesetz des Nationalrates 
(GOG) zu treffen sind und schließlich stattet Abs. 3 den Un-
tersuchungsausschuss mit Rechten aus, über die normale Aus-
schüsse des Nationalrates nicht verfügen: Die Gerichte und 
alle anderen Behörden sind verpflichtet, dem Ersuchen dieser 
Ausschüsse (gemeint sind damit die Untersuchungsausschüsse) 
um Beweiserhebungen Folge zu leisten; alle öffentlichen Äm-
ter haben auf  Verlangen ihre Akten vorzulegen. 

Diese Bestimmung war seit Inkrafttreten des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes Bestandteil unserer Verfassungsurkunde und 
leitet sich von Art. 34 der Verfassung des deutschen Reiches 
(Weimarer Reichsverfassung) vom 11. August 1919 ab, wie 
dies auch Hans Kelsen in seinem Kommentar zum Bundes-
Verfassungsgesetz ausführt. Bei genauerer Analyse sind jedoch 
zwei wesentliche Unterschiede hervorzuheben.

 
Auf der einen Seite hatte der Reichstag das Recht und 

auf Antrag von einem Fünftel seiner Mitglieder die Pflicht, 
Untersuchungsausschüsse einzusetzen. Die Weimarer Reichs-
verfassung kannte daher schon 1919 das Recht, dass eine 
Minderheit die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 
erzwingen kann. Diese Tradition wurde im Bonner Grund-
gesetz (GG) fortgesetzt; Art. 44 GG sieht vor, dass ein Viertel 
der Mitglieder des Bundestages die Einsetzung eines Untersu-
chungsausschusses durchsetzen kann. 

U-AUSSCHÜSSE ALS MINDERHEITENRECHT

Beinahe 100 Jahre nach der Einführung in der Weimarer 
Verfassung wird diese Diskussion über die Einsetzung von 
Untersuchungsausschüssen als Minderheitsrecht in Öster-
reich immer noch geführt. Das geltende Recht sieht vor, dass 
Untersuchungsausschüsse nur durch Mehrheitsbeschluss des 
Nationalrates eingesetzt werden können. Vier Fraktionen des 
Hauses haben sich im Rahmen der laufenden Debatte im Ge-
schäftsordnungskomitee für die Einführung eines Minderhei-
tenrechtes ausgesprochen. 

Diesbezügliche Papiere liegen dem GO-Komitee vor; da-
rüber hinaus wurden Anträge mit diesem Inhalt im National-
rat eingebracht. Lediglich eine Fraktion – der Parlamentsklub 
der Österreichischen Volkspartei – steht dieser Reform ableh-
nend gegenüber. Da die ÖVP über mehr als ein Drittel der 
Abgeordneten (66 von 183) verfügt, kann sie dieses Vorhaben 
blockieren, weil Änderungen für die Einführung des Min-
derheitsrechtes im B-VG und im GOG notwendig sind, die 
nur mit 2/3-Mehrheit beschlossen werden können. Auf der 
anderen Seite sah Art. 34 der Weimarer Reichsverfassung vor, 
dass der Untersuchungsausschuss seine Beweise in öffentlicher 
Verhandlung erhebt. Im Gegensatz dazu kennt die Verfahrens-
ordnung für Untersuchungsausschüsse (VO-UA) keine gene-
relle Öffentlichkeit. § 4 VO-UA lautet:  »Bei der Anhörung 
von Auskunftspersonen und Sachverständigen wird Medien-
vertretern vom Präsidenten nach Maßgabe der Räumlichkei-
ten Zutritt gewährt. Fernseh- sowie Hörfunkaufnahmen und 
-übertragungen sowie Film- und Lichtbildaufnahmen sind 
unzulässig.«

TRIBUNAL ODER NICHT TRIBUNAL? VON PETER POINTNER

Tribunal oder nicht Tribunal?
UNTERSUCHUNGSAUSSCHUSS Die Aussagen des ehemaligen Chefs des Bundeskriminialamtes Herwig Haidinger 
über angebliche ÖVP-Interventionen im Innenministerium führten nach heftigen Kontroversen am 3. März 2008 zur Ein-
setzung eines parlamentarischen Untersuchungsausschusses. Doch was darf dieser U-Ausschuss jetzt? Ist es eine  »Kon-
kurrenz zu den Ermittlungen der Justiz? Oder sogar ein  »Tribunal«, wie die ÖVP behauptet? Wir haben Dr. Peter Pointner 
eingeladen, die rechtlichen Grundlagen und Aufgaben des Untersuchungsausschusses zu skizzieren.

D



Zulässige Einschränkung? Diese Diskriminierung gegen-
über der Öffentlichkeit und die Bevorzugung von Medien-
vertretern sind auch aus Sicht des Gleichheitsgrundsatzes ver-
fassungsrechtlich bedenklich. So hat der Verfassungsgerichtshof 
am 12.10.1993 (G109/92 und G13/93) die gleichlautenden 
Bestimmungen des Tiroler Landesverfassungsgesetzes aufge-
hoben und ausgeführt: »Wenn der Landesverfassungsgesetzge-
ber einen parlamentarischen Vorgang wie hier grundsätzlich 
der Öffentlichkeit zugänglich macht, könnte er nach dem 
oben dargelegten Verständnis der bundesverfassungsgesetzli-
chen Bestimmung des Art. 10 EMRK Medienvertretern bei 
Beschränktheit der räumlichen Möglichkeiten zwar einen 
Vorrang beim Zutritt zu den Sitzungen einräumen, er ist aber 
nicht berechtigt, andere Personen hievon völlig auszuschlie-
ßen.«

Es wäre daher anzuraten, bei der nächsten Novelle die Be-
stimmung in § 4 VO-UA in diese Richtung abzuändern. 

REFORM DER VERFAHRENSORDNUNG

Die Erfahrungen im Ablauf der Untersuchungsausschüs-
se Lucona, Noricum und Milchwirtschaft haben aufgezeigt, 
dass – insbesondere auch aus menschenrechtlicher Sicht – der 
Verweis auf die Strafprozessordnung und die Anwendbarkeit 
dieser Bestimmungen unzureichend ist. Es wurden daher nach 
umfassenden Verhandlungen die Verfahrensbestimmungen für 
die Untersuchungsausschüsse neu gestaltet und durch eine 
Anlage zum Geschäftsordnungsgesetz als Verfahrensordnung 
für parlamentarische Untersuchungsausschüsse veröffentlicht 
(BGBl. I 1997/131); sie traten mit 1.1.1998 in Kraft. 

Auch die Grundbestimmung im GOG – § 33 – wurde in 
diesem Zusammenhang umgestaltet. Der Ablauf betreffend die 
Einsetzung eines Untersuchungsausschusses stellt sich nach 
geltendem Recht wie folgt dar: Grundlage ist ein schriftlicher 
Geschäftsbehandlungsantrag, welcher gemäß den Bestimmun-
gen von § 59 GOG durch jede/n Abgeordnete/n eingebracht 

werden kann; er bedarf keiner weiteren Unterstützung. Dieser 
Antrag hat den Gegenstand der Untersuchung, den Unter-
suchungsantrag sowie die Zusammensetzung des Untersu-
chungsausschusses zu enthalten. Zwingend muss mindestens 
ein Mitglied jeder im Hauptausschuss vertretenen Partei dem 
Untersuchungsausschuss angehören. Gegenwärtig sind alle 
fünf Parlamentsfraktionen im Hauptausschuss vertreten und 
haben daher das Recht auf  Teilnahme am Untersuchungs-
ausschuss.

Die Debatte über einen Untersuchungsausschuss-Antrag, 
so die Antragstellerin/der Antragsteller eine verlangt, ist nach 
den Vorschriften über die sogenannten  »Kurzen Debatten« 
abzuhalten und findet am Ende der jeweiligen Nationalratssit-
zung statt. Es eröffnet die Antragstellerin/der Antragsteller mit 
einer Redezeit von zehn Minuten, das zuständige Mitglied 
der Bundesregierung kann danach für zehn Minuten das Wort 
ergreifen und im Anschluss kann jede Fraktion eine Redne-
rin oder einen Redner mit einer Redezeit von fünf Minuten 
nominieren. 

Die Abstimmung erfolgt nach der letzten Rednerin oder 
dem letzten Redner; sollte keine Debatte verlangt worden 
sein, findet sie am Schluss der Sitzung statt. Die Annahme des 
Antrages auf Einsetzung eines Untersuchungsausschusses er-
folgt mit einfacher Mehrheit, also müssen mehr als die Hälfte 
der im Sitzungssaal anwesenden Abgeordneten ihre Zustim-
mung erteilen. Eine Bestimmung, die Zufallsmehrheiten ver-
hindern soll, beinhaltet § 33 Abs. 2 letzter Satz GOG, wonach 
ein Fünftel der Abgeordneten (also mindestens 37) schriftlich 
eine Verlegung der Abstimmung an den Beginn der nächsten 
Sitzung verlangen kann.

AUFGABEN UND KOMPETENZEN

Ein immer wiederkehrender Rechtsstreit entflammt bei der 
Einsetzung von Untersuchungsausschüssen zur Problematik, 
was kann oder darf Thema eines Untersuchungsausschusses 
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sein. Der Untersuchungsausschuss stellt zwar das  »härteste« 
Instrumentarium des Nationalrates im Kontrollbereich dar, 
unterliegt aber der generellen Ermächtigung zur Kontrolle der 
Bundesregierung im Sinne von Art. 52 B-VG. Dieser Artikel 
spricht von der Geschäftsführung der Bundesregierung und 
dem Recht, alle Mitglieder der Bundesregierung über alle 
Gegenstände der Vollziehung zu befragen und alle einschlägi-
gen Auskünfte zu verlangen. 

Absatz 2 dieser Bestimmung erweitert diese Kontrollrechte 
auf Unternehmungen, an welchen der Bund mit mindestens 
50 Prozent des Stamm-, Grund- oder Eigenkapitals beteiligt 
ist. Ebenfalls ist anerkannt, dass naturgemäß auch die Privat-
wirtschaftsverwaltung des Bundes geprüft werden kann. Der 
Untersuchungsausschuss kann daher auch nur solche Angele-
genheiten zum Prüfgegenstand haben, im Einzelfall kann eine 
Zurechnung schwierig sein (z.B. Parteienfinanzierung durch 
Private).

BEWEISBESCHLÜSSE

Die Arbeit des Untersuchungsausschusses selbst basiert auf den 
sogenannten Beweisbeschlüssen (§§ 1f VO-UA). In diesen sind 
die Tatsachen, über welche der Beweis zu erheben ist, und die 
Beweismittel genau zu bezeichnen. Als Beweismittel kann al-
les verwendet werden, was geeignet ist, der Untersuchung im 
Rahmen des Untersuchungsauftrages zu dienen. In der Praxis 
der Untersuchungsausschüsse kommen als Beweismittel in der 
Regel der Urkundenbeweis (Vorlage von Akten) und die Ver-
nehmung von Auskunftspersonen in Frage. Augenscheine vor 
Ort sind zwar grundsätzlich zulässig, aber unüblich. 

Im Laufe des Banken-Untersuchungsausschusses kam es 
hinsichtlich der Übermittlung von Akten zu Interpretations-
schwierigkeiten. Der Bundesminister für Finanzen, Wilhelm 
Molterer, übermittelte dem Nationalrat angeforderte Akten, 
die in weiten Bereichen geschwärzt wurden. Als Begründung 
wurde dafür das Bankgeheimnis herangezogen. 

Es ist zwar nicht bezweifelbar, dass die Grundrechte der 
einzelnen Rechtsunterworfenen die Befugnisse auch eines 
Untersuchungsausschusses einschränken. Strittig ist jedoch, 
wer die Abwägung der Grundrechte vorzunehmen hat. Ist es 
das Mitglied der Bundesregierung, welches die Akten über-
mittelt, oder ist es der Ausschuss, der den Grundrechtsschutz 
wahrzunehmen hat. Obwohl verschiedene Gutachten zu 
diesem Thema eingeholt wurden, hat sich die Mehrheit der 
Verfassungsrechtler für die Wahrnehmung durch den Untersu-
chungsausschuss ausgesprochen. 

NORMENKONFLIKT

Sollte ein Normenkonflikt eintreten (z.B. Datenschutz), so 
sind die Mitglieder des Untersuchungsausschusses angehal-
ten, die Vertraulichkeit dieser Aktenteile zu wahren. Ein Bruch 
dieser Vertraulichkeit durch eine Person, die ein ihm in einer 
vertraulichen Sitzung zugänglich gewordenes Geheimnis of-
fenbart, erfüllt den Tatbestand »Verletzung des Amtsgeheim-
nisses« nach § 310 Abs. 2 StGB und ist mit einer Freiheitsstrafe 
von drei Jahren bedroht. 

Die geladenen Auskunftspersonen sind verpflichtet, der 
Ladung Folge zu leisten und vor dem Untersuchungsausschuss 
zu erscheinen. In diesem Zusammenhang sind bei Nicht-
befolgung Ordnungsstrafen und Vorführungen zulässig. Ein 
Novum in der Verfahrensordnung ist die grundsätzliche An-
weisung, dass öffentlich Bedienstete sich bei der Einvernahme 
auf die Amtsverschwiegenheit nicht berufen können. Besteht 
die Dienstbehörde dennoch auf die Amtsverschwiegenheit, so 
kann der Ausschuss mit 2/3-Mehrheit der Dienstbehörde wi-
dersprechen und damit die Amtsverschwiegenheit endgültig 
aufheben (§ 6 VO-UA). 

Grundsätzlich werden die Auskunftspersonen einzeln ein-
vernommen. Bei abweichenden Aussagen ist aber eine Gegen-
überstellung zulässig. Die Aussage selbst erfolgt unter Wahr-
heitspflicht, Entschlagungsgründe sind jenen in gerichtlichen 
Verfahren nachempfunden (z.B. Angehörige oder Rechtsan-

TRIBUNAL ODER NICHT TRIBUNAL? VON PETER POINTNER
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wälte). Eine falsche Beweisaussage vor einem Untersuchungs-
ausschuss ist gemäß § 288 Abs. 3 StGB mit einer Freiheitsstrafe 
bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

Zur Unterstützung der Auskunftspersonen und dem Schutz 
der Grund- und Persönlichkeitsrechte ist ein Verfahrensanwalt 
dem Vorsitzenden beizugeben. Er hat für die Einhaltung der 
Verfahrensregeln Sorge zu tragen und seine Position im Inter-
esse des Grundrechts- und Persönlichkeitsschutzes auszuüben. 
Diese neue Einrichtung hat sich in der Praxis insbesondere 
beim Vorliegen divergierender Interpretationen von Rechts-
fragen durch Ausschussmitglieder besonders bewährt. 

Zum weiteren Schutz der Auskunftspersonen können sich 
diese bei ihrer Einvernahme vor dem Untersuchungsausschuss 
durch eine Vertrauensperson begleiten lassen. Deren Aufgabe 
ist die Beratung der Auskunftsperson. Die Vertrauensperson 
hat jedoch nicht das Recht, Erklärungen abzugeben oder an-
stelle der Auskunftsperson zu antworten. 

So sehr aus grundrechtlicher Sicht diese Lösung zu be-
fürworten ist, so sehr hat sich aber in der Praxis der Unter-
suchungsausschüsse eine Reihe von Problemen ergeben, da 
einige Vertrauenspersonen ihre Position dazu ausnützten, um 
die Befragung der Auskunftsperson (beispielsweise durch aus-
giebige Beratungen der Auskunftsperson bei jeder einzelnen 
Anfrage durch die Mitglieder des Ausschusses oder durch laut-
starkes Bezweifeln der Zulässigkeit von Anfragen) zu erschwe-
ren bis zu verhindern. 

TRIBUNAL, JA ODER NEIN?

Ein Hinweis auf die Verfahrensordnung zeigt, dass der Ge-
schäftsordnungsgesetzgeber bemüht war, rechtliche Defizite 
des Verfahrens auszumerzen. Diese sind insbesondere gegen-
über Auskunftspersonen entstanden, die stundenlang auf ihre 
Einvernahme warten mussten und dann infolge stundenlangen 
Befragungen unterworfen wurden. Eine solche Vorgangsweise 

entspricht nicht dem Gedanken eines fairen Verfahrens und 
einer menschenrechtskonformen Behandlung der Auskunfts-
personen. 

Dies hat sich jedoch durch die neue Verfahrensordnung 
deutlich verbessert; der Verfahrensanwalt hat die gesetzliche 
Aufgabe, die Rechte der Auskunftspersonen wahrzunehmen. 
Neben den Verfahrensvorschriften gilt es aber auch, die Rah-
menbedingungen optimal zu gestalten. Bei dem am 3. 3. 2008 
eingesetzten Untersuchungsausschuss zum Thema Innenmi-
nisterium sollen Nachtvernehmungen nicht mehr vorkom-
men, die Anhörung von Auskunftspersonen soll nur mehr 
zwischen 10.00 und 18.00 Uhr erfolgen. 

Wenn jetzt noch alle Abgeordneten des Ausschusses die 
Sacharbeit und die Aufklärung des Untersuchungsgegenstan-
des in den Vordergrund stellen und auf parteipolitische Profi-
lierung verzichten, so kann mit Sicherheit festgestellt werden: 
Der Untersuchungsausschuss ist kein Tribunal, sondern ein 
bedeutsames Instrument des Nationalrates für die Kontrolle 
der Vollziehung zum Schutz der Demokratie und des Rechts-
staates in Österreich.

DR. IUR. PETER POINTNER 
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Stunden Beratungen in 48 Sitzungen 
mit insgesamt 6088 Seiten Protokoll und 
dann das: Am 19. November 2007 teilte 

das Bezirksgericht Innere Stadt mit, dass die vom Eurofighter-
Untersuchungsausschuss wegen unberechtigter Aussage-Ent-
schlagung von Erika Rumpold beantragte Beugestrafe nicht 
verhängt wird. Mehr als acht Monate nach Beendigung des 
Ausschusses hat sich das Gericht mit folgender Begründung 
entschlossen, den Antrag der Parlamentarier abzuweisen:

 »Da der antragstellende Untersuchungsausschuss seine 
Tätigkeit mit Schlussbericht eingestellt hat, ist eine neuerli-
che Einvernahme Erika RUMPOLDs nicht mehr möglich. 
Ein Beugemittel gegen Erika RUMPOLD hätte sohin kei-
nen Zwangs- oder Beugecharakter, sondern lediglich strafen-
den Charakter. Dies entspricht jedoch weder dem Zweck des         
§ 160 StPO noch der Intention des antragstellenden Unter-
suchungsausschusses bzw. der Parlamentsdirektion, die ja trotz 
Aufrechterhaltens ihres Antrages de facto keine Aussage von 
Erika RUMPOLD erwarten oder auch nur entgegennehmen 
können.«

Soweit war es in den vorangegangenen parlamentarischen 
Untersuchungsausschüssen nie gekommen: Zwar gab es Ge-
richtsverfahren im Zusammenhang mit falschen Zeugenaus-
sagen, die völlige Aussage-Verweigerung unter Hinweis auf 
Datenschutz, Wettbewerbsnachteilen oder Konkurrenzklau-
seln mit Verschwiegenheitsverpflichtungen waren bis dato je-
doch neu. Das kommt nicht von ungefähr: Gar nicht kleinlich 
agierten die Gerichte in der Vergangenheit, wenn es im U-

Ausschuss um das Strafgesetzbuch ging: Paragraph 288 bestraft 
falsche Zeugenaussage mit bis zu drei Jahren Haft. Die höchste 
Strafe setzte es für den Ex-Finanzminister Hannes Androsch 
im Jahr 1989.  Er musste wegen falscher Zeugenaussage in 
zwei Fällen – vor dem AKH-Untersuchungsausschuss und vor 
der Untersuchungsrichterin – im Zusammenhang mit seinen 
Steuerzahlungen 900.000 S (65.406 Euro) bezahlen.

CAUSA NORICUM

In der Causa Noricum – die VOEST-Tochter hatte das Kriegs-
materialien-Gesetz umgangen und Artilleriegeschütze des Typs 
Gun Howitzer Noricum (GHN-45) über Jordanien illegal in 
die kriegführenden Länder Iran und Irak geliefert - gab es im 
Jahr 1992 eine Verurteilung wegen falscher Zeugenaussage: Sie 
betraf die ehemalige Präsidentin des Verwaltungsgerichtshofes 
Ingrid Petrik, der Angaben zu ihrer früheren Tätigkeit als Waf-
fenexport-Referentin im Innenministerium eine teilbedingte 
Geldstrafe (135.000 S bzw. 9811 Euro unbedingt, 135.000 S 
bedingt auf drei Jahre) einbrachten.

1977 ließ Udo Proksch, Besitzer der Konditorei Demel, 
sein Frachtschiff Lucona auf offenem Meer sprengen, um die 
Versicherungssumme für eine vermeintlich an Bord befindli-
che Uranerzaufbereitungsanlage zu kassieren. Sechs Seeleute 
kamen dabei ums Leben. Im Zuge der Ermittlungen des vom 
Parlament eingesetzten Lucona-Untersuchungsausschusses 
mussten der ehemalige Außenminister, Nationalratspräsident 
Leopold Gratz und Innenminister Karl Blecha Ende der Acht-
zigerjahre zurücktreten. Zweiterer quittierte den Dienst, weil 
er im Verdacht der falschen Zeugenaussage und des Amtsmiss-

UNTERSUCHUNGSAUSSCHUS – LIVE IM FERNSEHEN? VON CHRISTIAN SCHIESSER

Untersuchungsausschuss – 
live im Fernsehen?
UNTERSUCHUNGSAUSSCHUSS Der Untersuchungsausschuss zur Innenministeriums-Affäre reiht sich ein in eine lan-
ge Reihe von Untersuchungsausschüssen seit den 1980er-Jahren. Christian Schiesser lässt sie als langjähriger Beobachter 
Revue passieren und skizziert Konsequenzen und Schwächen des parlamentarischen Kontrollinstruments im Zusammen-
spiel mit den Medien.
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brauches stand. Vor Gericht wurde Blecha von diesen Vorwür-
fen jedoch freigesprochen. Was blieb, war ein Schuldspruch we-
gen Anstiftung zur falschen Beurkundung im Fall Noricum.

2006 hatten die unter Wahrheitspflicht stehenden ge-
ladenen Auskunftspersonen bereits gelernt: Während im 
Euroteam-Untersuchungsausschuss 2002 der ehemalige Ge-
schäftsführer Stuhlpfarrer und der Sohn von Exkanzler Kli-
ma, Jan, knapp an Verurteilungen wegen falscher Zeugen-
aussage vorbeischrammten, kam man vier Jahre später in den 
U-Ausschüssen BAWAG und Eurofighter gar nicht in den 
Verdacht falsche Aussage abzulegen, da man nichts mehr sag-
te oder nichts mehr zu sagen hatte. Einzig allein  »Airchief«  
Wolf plauderte zuviel. Man handelte prompt und fasste den 
Beschluss, Wolf wegen seiner widersprüchlichen Aussagen vor 
dem Ausschuss zu Geldflüssen rund um die Unternehmen sei-
ner Frau bei der Justiz offiziell anzuzeigen, was auch passierte. 
Der Rest war Schweigen.   

Die um Aufklärung bemühten Parlamentarier waren 
schlichtweg platt. Was hilft einem ein Untersuchungsausschuss, 
wenn aufgrund von Aussageverweigerungen nichts mehr un-
tersucht werden kann und das letzte Mittel der Beugestrafe 
sich schlussendlich als zahnloses Instrument erweist? Dazu kam 
noch die  »Schwärzung« von Teilen von Akten – eine ebenfalls 
bis dato noch nie da gewesene Vorgangsweise der zu untersu-
chenden Stellen, die auf Aufforderung des Ausschusses alle den 
Untersuchungsgegenstand betreffenden Akten abzuliefern ha-
ben. Begründet wurden die  »Schwärzungen« mit dem Bank-
geheimnis, dies obwohl jederzeit Vertraulichkeit im Ausschuss 
beschlossen werden kann und es Strafbestimmungen für deren 
Bruch für die Mitglieder des U-Ausschusses gibt. 

Das war nicht der Sinn der neuen Verfahrensordnung, auf 
die sich im Juni 1997 nach den Erfahrungen der Untersu-
chungsausschüsse Lucona und Noricum  die Klubchefs der 
damals fünf Parlamentsparteien geeinigt hatten. (Bis Ende der 

Achtzigerjahre wurden bei den Beratungen und Befragungen 
in den U-Ausschüssen noch die Bestimmungen der Strafpro-
zessordnung herangezogen.) Da ein Untersuchungsausschuss 
das schärfste Kontrollmittel ist, das der Nationalrat zu sei-
ner Verfügung hat, wollte man die Auskunftspersonen besser 
schützen und sie nicht allfälliger politischer Willkür aussetzen, 
ein  »modernes Schweigegelübde« war jedoch nicht geplant. 

Ein Untersuchungsausschuss hat im Wesentlichen zwei 
Mittel zur Hand: Erstens: Er kann Zeugen vorladen und deren 
Erscheinen notfalls auch erzwingen. Zweitens hat er das Recht 
auf Akteneinsicht und kann alle staatlichen Akten herbeischaf-
fen lassen, und wer vor dem Ausschuss steht, muss die Wahr-
heit sagen, außer er würde sich damit selbst belasten. Über all 
das wacht seit 1997 ein Verfahrensanwalt, der im Wesentlichen 
die Auskunftspersonen über ihre Rechte informiert.
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Parlamentarische Untersuchungsausschüsse seit 1980

Jahr   Untersuchungsgegenstand

1980–1981  Allgemeines Krankenhaus Wien

1982–1983  WBO (Wohnbaugenossenschaft)

1988–1989  Lucona 

1989–1990  Noricum

1989–1990  Milchwirtschaftsfonds

2000–2002  Euroteam (Klärung der Auftrags-
     vergabe und Gegenleistungen)

2006–2007  Auftragsvergabe f. d. Eurofighter

2006–2007  Banken (Ostgeschäfte, Versagen 
     der Aufsichtsorgane)
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Das dritte Mittel, Transparenz, bleibt ihm jedoch versagt: 
Öffentlichkeit von Sitzungen. Paragraph 4 der Verfahrensord-
nung sagt aus, dass  »bei der Anhörung von Auskunftsperso-
nen und Sachverständigen Medienvertretern vom Präsidenten 
nach Maßgabe der räumlichen Möglichkeiten Zutritt ge-
währt« wird, und  »der Präsident kann sich hiebei der Vereini-
gung der Parlamentsredakteure und anderer beruflicher Inte-
ressenvertretungen von Journalisten bedienen. Fernseh- sowie 
Hörfunkaufnahmen und -übertragungen sowie Film- und 
Lichtbildaufnahmen sind unzulässig«.

Die Bestimmungen haben dazu beigetragen, dass sich ein 
eigenartiges Beziehungsgeflecht zwischen agierenden Manda-
taren, berichtenden Journalisten und Mitarbeitern im Laufe 
eines Untersuchungsausschusses entwickelt. Die räumlichen 
Umstände des traditionsreichen Lokals VI im Parlament, in 
dem nicht nur die Budgets beraten werden, sondern aufgrund 
der Größe auch die Sitzungen der U-Ausschüsse, taten das 
Übrige bei: Es wird gerittert und gewetteifert. Oftmals nicht 
im Sinne der Wahrheitsfindung, sondern um den Zuspruch 
der Journalisten, die angesichts dieses zweifelsohne eindrucks-
vollen Schauspiels bei den Interviews außerhalb des Ausschus-
ses geneigt sind, diesem zu erliegen.

FEHLENDE ÖFFENTLICHKEIT

Diese fehlende Öffentlichkeit macht es nicht nur Auskunfts-
personen leicht im Ausschuss zu schweigen und danach bei 
laufender Kamera oder vorgehaltenem Mikrofon etwas Ande-
res zu verkünden. Geschickt agiert kann hier so manch kurz-
fristiger politischer Vorteil errungen werden, selten zu Guns-
ten der parlamentarischen Kontrolle, meistens zu Lasten der 
Politik allgemein. 

Bei der zur Zeit zwischen den im Parlament vertretenen 
Parteien diskutierten Novellierung der Geschäftsordnung des 
Nationalrates wird man daher gut beraten sein, aus den Erfah-
rungen der Untersuchungsausschüsse zu lernen und eine Än-

derung der Verfahrensordnung für Untersuchungsausschüsse 
mit dem Ziel ins Auge zu fassen, volle Transparenz herzustel-
len und die Ausschusssitzungen, sei es live oder zusammenge-
fasst, im Fernsehen und Hörfunk zu berichten.

Nicht nur Aktenschwärzungen und Schweigegelübde 
würden sich dabei von selbst richten: Die schauspielerische 
Dramaturgie mancher Polit-Profis im Ausschuss würde ange-
sichts des interessierten Wählerblicks an einer effektiven Auf-
klärung weniger im Wege stehen.

Für die Sozialdemokratie sind parlamentarische Unter-
suchungsausschüsse jedenfalls nichts Unanständiges. Der Vor-
wurf des politischen Tribunals wird naturgemäß von jenen er-
hoben, die sich im Ausschuss der politischen Verantwortung zu 
stellen haben und nicht daran interessiert sind es zu tun. Die 
Beispiele der Vergangenheit zeigen eindeutig, dass parlamenta-
rische Kontrolle und Aufklärung passiert und funktioniert. Ob 
dabei gleichzeitig von Gerichten die strafrechtliche Relevanz 
geprüft wird ist ebenso irrelevant, wie die Frage von Regie-
rungskoalitionen oder deren Arbeitsfähigkeit.

CHRISTIAN SCHIESSER
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ntersuchungsausschüsse stellten im österreichi-
schen politisch-parlamentarischen System ein 
meist unbeachtetes politisches Instrument der 
Kontrollmöglichkeiten der Legislative gegenüber 

der Exekutive dar. Sie werden selten eingesetzt und galten lan-
ge Zeit in der österreichischen Öffentlichkeit als  »letztes« po-
litisches Aufgebot in parteipolitischen Auseinandersetzungen 
und gegenseitigen Anschüttungen. Mit anderen Worten: Sie 
wurden und werden noch immer überwiegend als ein Krisen-
symptom der Politik verstanden. 

Untersuchungsausschüsse beinhalten in der österreichi-
schen Realpolitik ein Alarmsignal gegenüber den anderen 
Parteien und den WählerInnen. Sie stellen den Ausnahme-, 
nicht den Normalzustand der Wahrnehmung der Kontroll-
rechte durch das Parlament dar. Diese Auffassung basiert zum 
Einen auf der bis weit in die 2. Republik nachwirkenden 
Traumatisierung durch den Bürgerkrieg und der Existenz ei-
nes hohen Harmoniebedürfnisses und der lange Zeit die po-
litische Kultur des Landes prägenden Großen Koalition und 
der damit verbundenen dominierenden Stellung der Exeku-
tive gegenüber der Legislative und einer nicht weniger den 
Parlamentarismus marginalisierenden Sozialpartnerschaft.  Die 
parlamentarischen (Selbst)Einschränkungen bewirkte nicht 
nur die Aufgabe von weiten Teilen der Normsetzungskompe-
tenz, sondern zugleich eine kaum wahrgenommene autono-
me Kontrollkompetenz gegenüber der Legislative.

U-AUSSCHÜSSE – EIN KRISENSYMPTOM?

Die Tatsache, dass es in den letzten Jahren nicht nur zu einer 
Häufung an Untersuchungsausschüsse gekommen ist, sondern 
auch, dass dabei eine politische  »Autonomiebewegung« ge-

genüber einer rigiden Vorstellung der Verpflichtung zur po-
litischen Geschlossenheit bzw. gegen politische Usance zu 
verzeichnen waren, wirft eine Reihe von Fragen auf. Einer-
seits muss hinterfragt werden, ob die vermehrte Einsetzung 
von Untersuchungsausschüssen auf einer Verschiebung inner-
halb der Machtbalance zwischen Exekutive und Legislative zu 
Gunsten letztere basiert bzw. ob wir – trotz der Weiterent-
wicklung des politisch-parlamentarischen Entgrenzungspro-
zesses – eine allgemeine Re-Parlamentarisierung national-
staatlicher Politik erleben. 

Gleichzeitig müssen wir jedoch auch die Frage stellen, ob 
die Anhäufung der Einsetzung der Untersuchungsausschüsse 
letztlich nicht doch jenes Symptom widerspiegelt, das ihnen 
in der tradierten Auffassung zugeschrieben wird: Dass sie ein 
Zeichen der Krise des politischen Systems sind. 

Bei dem Versuch der Beantwortung, ob nun die Häufig-
keit der Untersuchungsausschüsse eine Krise oder den Macht-
gewinn und eine Re-Parlamentarisierung der nationalstaat-
lichen Politik darstellt, sind vor allem die widersprüchlichen 
Entwicklungen innerhalb der nationalstaatlichen Politik Ös-
terreichs zu berücksichtigen. Entwicklungen, die im Grunde 
einander entgegenwirken müssten, dies allerdings nicht tun 
und statt dessen eine unerwartbare Alternative begründen. 

Wenn wir zuerst den Ansatz, dass Untersuchungsaus-
schüsse Krisensymptome des politischen Systems darstellen, 
nachgehen, muss die Frage gestellt werden, ob ihre vermehrte 
Einsetzung  nicht eher als Zeichen einer gewissen  »Verselb-
ständigung« der Exekutive gegenüber der Legislative zu wer-
ten ist und damit nicht im Bereich der Krisenanalyse, son-
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Das selbstbewusste 
Parlament
UNTERSUCHUNGSAUSSCHUSS Die Politikwissenschaftlerin Barbara Serloth geht in ihrem Beitrag der Frage nach, ob 
die Einsetzung des Untersuchungsausschuss als Indikator für ein neues Selbstbewusstsein des Parlamentarismus verstan-
den werden kann und welcher Rahmenbedingungen es dafür bedürfte. 
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dern Machtanalyse anzusiedeln sind. Mit anderen Worten: Ob 
sich die Regierungsmitglieder in den letzten Jahren nicht in  
»selbstbestimmten«, kontrollfreien politischen Handlungsräu-
men wähnten, bei denen es in einigen Fällen zu einer als nicht 
unkompliziert zu bezeichnenden politischen Verantwortungs-
situation gekommen ist. 

Diese Einstellung der  »Kontrollfreiheit« begründet sich 
zum einen auf die Notwendigkeit eines Mehrheitsentschei-
des für die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses, an-
dererseits auf das Geschlossenheitsparadigma des koalitionä-
ren Vorgehens, in dem, entgegen dem Selbstverständnis eines 
emanzipierten Parlamentarismus, die Regierungsfraktionen 
von der Regierung in die Pflicht genommen werden und in 
Folge auf ihr parlamentarische Kontrollrecht verzichten. Mit 
diesem Gerüst ausgestattet, kann es nicht verwunderlich er-
scheinen, wenn einige MinisterInnen, die Vorstellung, dass sie 
keiner parlamentarischen Kontrolle ausgesetzt sind, politisch 
verinnerlichen. 

DIE REALPOLITIK

Die Betrachtung der Realpolitik der letzten Jahre legt nahe, 
dass ein derartiger Anspruch auf einen Kontrollverzicht des 
Parlaments innerhalb der Ministerriege durchaus gegeben war 
und sich auch im Verhalten der einzelnen Minister in den Un-
tersuchungsausschüssen dokumentierte. Das Auftreten dieser  
»Selbstverständlichkeit« des Handlungsverzichts des Parlaments 
lässt sich neben den Mehrheitsprinzip und dem Rückgriff auf 
die Fraktionsdisziplinierung der Regierungsfraktionen auch 
auf die spezifische innerkoalitionäre Machtbalance zurückfüh-
ren. 

Die mangelnde Emanzipierung der ÖVP-Fraktion gegen-
über der Regierungsmannschaft und der von der ÖVP noch 
immer praktizierte starke Geschlossenheitsdruck (F. Maier:  
»Hände falten, Goschen halten.«) auf der einen Seite und ein, 
zuerst regierungsunerfahrener und später, nach der Parteispal-
tung, extrem schwacher Partner auf der anderen Seite musste 

die  »Verselbständigung« der Exekutive begünstigen. Ob mit 
der Neuauflage der Großen Koalition und damit der Zu-
sammenarbeit zwei gleich starker Partner dieser Entwicklung 
entgegengewirkt werden kann, bleibt abzuwarten. Die Einset-
zung des aktuellen Untersuchungsausschusses und der zweiten 
Verweigerung der SPÖ, das Geschlossenheitsparadigma fraglos 
zu akzeptieren, scheinen einen positiven Weg für den Parla-
mentarismus anzudeuten. 

Interessant ist bei dieser Entwicklung, dass – aufgrund des 
Verhaltens der Sozialdemokratie – die Große Koalition, die 
über Jahrzehnte einen autonomen Parlamentarismus verhin-
dert hat, die Re-Parlamentarisierung und Emanzipierung des 
Parlaments gegenüber der Exekutive initiiert, was als durchaus 
überraschendes Zwischenergebnis gewertet werden kann. 

Eine andere, ebenfalls nicht erwartbare Entwicklung be-
zieht sich auf die Ausbildung eines neuen Selbstverständnisses 
des Parlaments. Dieses neuentwickelte Bewusstsein begründet 
sich paradoxerweise u.a. auch auf einer tiefgreifenden Mar-
ginalisierung und Entrechtung. Der nationalstaatliche Parla-
mentarismus ist in den letzten Jahrzehnten einem vielfältigen 
und komplexen Transformationsprozess ausgesetzt gewesen. 
Diese zum Teil systemverändernde Entwicklung basiert nicht 
gänzlich, aber doch großteils sowohl auf der Entgrenzung der 
nationalstaatlichen Politik, als auch auf der Entstehung neuer 
politischer Macht- und Entscheidungsräume. 

SUPRANATIONALE EINFLÜSSE

Mit diesen neuen supranationalen politischen Macht- und 
Entscheidungsräumen ist zum einen die Auslagerung eines er-
heblichen Teils der Normsetzung verbunden. So merkte Ro-
man Herzog kritisch an, dass 84 Prozent der Gesetze zwischen 
1998 und 2004  »aus Brüssel« stammten und nur 16 Prozent 
originär aus Berlin, sprich  »nationalstaatlich-politischen Ur-
sprungs wären«. Er stellte die provokante Frage, ob Deutsch-
land noch überhaupt uneingeschränkt als parlamentarische 
Demokratie bezeichnet werden könnte. 
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Herzogs Frage begründete sich nicht nur auf einer Art po-
litischen Kulturpessimismus, sondern auch auf den Umstand, 
dass mit der Entstehung der supranationalen Macht- und Ent-
scheidungsräume der politische Handlungsspielraum der Ex-
ekutive von dieser ausgeweitet werden konnte und insgesamt 
eine Verlagerung des Machtspektrums von der Legislative zur 
Exekutive vollzogen wurde (siehe u.a. die Willensbildung im 
EU-Rat und der kaum vorhandenen  »Andockung« der Mi-
nisterInnen an parlamentarische Willensbildungsprozesse).

Das nationalstaatliche Parlament hat demnach nicht nur 
mit der Entmachtung durch den supranationalen Machtraum, 
sondern auch durch die Verlagerung der Macht hin zur Ex-
ekutive zu kämpfen. Interessanterweise entwickelte sich im 
österreichischen Parlamentarismus weder eine trotziger Ab-
lehnung der neuen Politikarchitektur noch eine traditionell-
österreichische gelebte Resignation. Diese interessante Ge-
genentwicklung könnte dabei in der Instrumentalisierung des 
Parlaments durch die Großen Koalitionen und der damit ver-
bundenen  »Leidensfähigkeit«, aber auch Erfahrung mit Mar-
ginalisierungsbestrebungen von Außen begründet sein.

EIN NEUES SELBSTVERSTÄNDNIS

Für die Einsetzung der Untersuchungsausschüsse bedeutet 
das hier angesprochene neue Selbstverständnis, die verstärk-
te Bereitschaft, sich den eigenen Rechten und Möglichkeiten  
»zu stellen« und damit einen Weg von einer als Stillhalteab-
kommen aufgefassten hin zu einer verstärkt parlamentarischen 
Verhandlungs-Demokratie zu gehen. Um ihre Realisierung 
zu ermöglichen, sind einige Reformen notwendig. 

Unter anderen können Untersuchungsausschüsse nicht 
mehr als  »von der Mehrheit zumindest geduldet« angesehen 
werden. Es kann kein Zweifel daran bestehen, dass  Unter-
suchungsausschüsse aufgrund des parlamentarischen Kont-
rollrechtes Minderheitenrechte zu sein haben. Anderenfalls 
ist immer die Gefahr gegeben, dass Regierungen ihre Re-
gierungsfraktionen in die Pflicht nehmen und Mehrheitsver-

hältnisse per se eingesetzt werden, womit das Kontrollrecht, 
dass im Sinne der Verantwortung gegenüber den WählerInnen 
auch eine Kontrollverpflichtung ist, marginalisiert bzw. ausge-
schaltet wird. 

MEHR KONTROLLE

Ganz im Gegensatz zu Werner J. Patzelt, der davon ausgeht, 
dass parlamentarische Kontrollrechte per se bereits  »erzie-
herisch« gegenüber der Exekutive wirken, scheint mir ein 
stark ausgeübtes Kontrollrecht ein sicherere Garant für die 
Gewährleistung des Rechtsstaates und einer sich nicht ver-
selbständigenden Exekutive zu sein. Insbesondere im Falle des 
sogenannten Eurofighter-Untersuchungsausschusses wurde 
deutlich, dass nur ein starkes, selbstbewusstes Parlament, minis-
teriellen  »Verselbständigungen« Einhalt gebieten kann. Damit 
ist die Notwendigkeit der Ausweitung der Rechte des Parla-
ments im Kontrollverfahren notwendig. 

Es kann nicht angenommen werden, dass Rechte des Par-
laments, die nicht eingefordert werden können und deren 
Missachtung nicht sanktioniert werden kann, von jeder über-
prüften oder befragten Person eingehalten werden. Gleichzei-
tig muss klar sein, dass wenn auf dem Status quo verharrt wird 
und es zu keiner entsprechenden Geschäftsordnungsreform 
kommt, dann wird die Einschränkung der Kontrollkompetenz 
des Parlaments durch das Parlament selbst akzeptiert und tra-
diert. 

Die Frage, die sich in diesem Rahmen stellt, ist, ob es für 
das Parlament oder einzelne Fraktionen Sinn macht, wenn die 
parlamentarische Kontrollkompetenz eingeschränkt wird oder 
bleibt. Für das Parlament als Normsetzungs- und Kontroll-
organ der Durchführung der gesetzten Normen wohl kaum. 
Aber auch für die einzelnen Fraktionen erscheint es unver-
nünftig zu sein, nicht die Wahrnehmung und Erweiterung ih-
rer Kontrollmöglichkeiten und -rechte weiter voranzutreiben. 
Die einzelnen Oppositionsfraktionen können kein Interesse 
an der Einschränkung ihrer politischen Handlungsfeldes ha-
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ben. Mit Untersuchungsausschüssen ist für sie eine verstärkte 
Profilierungsmöglichkeit und mediale Präsenz verbunden. Auf 
der anderen Seite können auch die jeweiligen Regierungs-
fraktionen nicht gegen die Ausweitung ihrer Rechte gegen-
über der Regierung sein. 

Mit der Autonomisierung der Regierungsfraktionen ist 
auch der Zugewinn an innerparteilichen, aber auch intrafrak-
tionellen Einfluss und Durchsetzungsmöglichkeiten, erhöht – 
für die einzelnen Abgeordneten, aber auch für die Fraktion 
insgesamt. Jürgen Dittberner merkt in diesem Sinne völlig zu 
Recht an, dass keine Partei innerhalb des Parlamentsgefüges 
als reiner Parteivollstrecker auftreten kann. Im Sinne eines 
zeitgemäßen Parlamentarismus gilt dies insbesondere für Re-
gierungsfraktionen – vor allem auch hinsichtlich der Einfor-
derung der Kontrollrechte gegenüber der Regierung. 

In diesem Sinn können Untersuchungsausschüsse als sig-
nifikante Parameter eines neuen, selbstbewussten Parlamenta-
rismus gewertet werden.

MAG.A DR.IN BARBARA SERLOTH

ist Leiterin der politischen Dokumentation der 

Sozialdemokratischen Parlamentsfraktion und 

Lehrbeauftragte des Institutes für Staatswissenschaft.
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as Modell des Working Tax Credit (WTC) ist ein 
System der Steuergutschrift für BezieherInnen 
niedriger Einkommen. Praktiziert wird es derzeit 
in Großbritannien und Irland. In Anlehnung an das 

System in Großbritannien wird dieser Vorschlag nun auch in 
Österreich diskutiert. Die dahinter stehende Idee, mit diesem 
Modell einerseits Beschäftigung zu fördern und gleichzeitig 
Armut zu bekämpfen, ist prinzipiell ein unterstützenswertes 
Ziel. Insbesondere für EinkommensbezieherInnen im unters-
ten Bereich sind die Beschäftigung fördernde und Einkom-
men sichernde Maßnahmen wichtig. Ob dieses Steuermodell 
für diesen Einkommensbereich tatsächlich ein geeignetes Ins-
trumentarium zur Entlastung der betroffenen Personen bietet 
beziehungsweise deren Beschäftigung fördern kann, soll im 
folgenden Beitrag dargestellt werden. 

UNTERSCHIEDE DES STEUERSYSTEMS

Grundsätzlich ist das britische Steuersystem mit dem öster-
reichischen nicht vergleichbar, daher sind einzelne steuerliche 
Maßnahmen aus juristischer Sicht nicht kompatibel. Es kön-
nen nicht Teile eines Systems herausgeschält und in ein anders 
aufgebautes Steuerrechtssystem einfach eingesetzt werden. 
Überdies ist es nicht Ziel führend, ein Steuersystem unab-
hängig vom jeweiligen Transfersystem zu betrachten. Steuern 
stehen immer im unmittelbaren Zusammenhang mit Trans-
ferleistungen wie etwa Familienbeihilfe beziehungsweise Kin-
derabsetzbeträge. 

Bei detaillierter Betrachtung des WTC-Modells erwei-
sen sich jedoch einige seiner Ansatzpunkte als problematisch. 
Eines der grundlegenden Probleme liegt in der unbedingten 
Anknüpfung an das Haushaltseinkommen. Wenn die steuer-
liche Berechnung vom Haushaltseinkommen ausgeht, ist das 
Prinzip der Individualbesteuerung durchbrochen. Ein Steuer-

system, das verteilungspolitische Ziele verfolgt und auch aus 
frauenpolitischer Sicht emanzipatorischen Ansprüchen ge-
recht werden soll, muss dem Grundsatz der Individualbesteu-
erung folgen (siehe Kritik am Familiensplitting in der vorigen 
Ausgabe). Eine Voraussetzung für die Inanspruchnahme des 
WTC in Großbritannien ist ein bestimmtes Mindestmaß an 
Arbeitsstunden in der Woche. Eltern mit Kindern müssen eine 
wöchentlich geleistete Arbeitszeit im Ausmaß von 16 Stunden 
vorweisen, um einen entsprechenden Anspruch auf den WTC 
zu erhalten; kinderlose Personen sind mit einer geleisteten 
Gesamtwochenstundenanzahl ab 30 Stunden,  »ältere« Arbeits-
lose ab 16 Stunden anspruchsberechtigt.

Die in Österreich diskutierte Version des WTC zielt nicht auf 
die Arbeitszeit ab, sondern sie orientiert sich an der Einkom-
menshöhe. Dieser Ansatz kommt einer Mindestlohnregelung 
gleich. Von der Idee scheint eine Koppelung an die Einkom-
menshöhe geeigneter, um Lohndumping im Niedriglohnbe-
reich einzudämmen. Ist der WTC vom Vorliegen einer geleis-
teten Mindestwochenstundenzahl abhängig, so entsteht in der 
Praxis das Problem, wie die Angaben zur Arbeitszeit im hier-
für entsprechenden Antrag kontrolliert werden können. Darü-
ber hinaus ist nicht geklärt, wie der Anspruch auf einen WTC 
im Falle des Vorliegens einer nicht-ganzährigen Beschäftigung 
oder etwa bei Arbeitslosigkeit geregelt sein soll.

Detaillierte, die Arbeitszeit betreffende Aufzeichnungen, 
aber auch Kontrollen und Sanktionen erfordern einen im-
mensen zusätzlichen Verwaltungsaufwand. Dieser Aufwand 
dürfte den politischen Vorgaben an die Verwaltung, die Kosten 
um 25 Prozent zu reduzieren, klar entgegenstehen.

Die Berechnung der Arbeitszeit beziehungsweise des Ein-
kommens wird noch komplizierter, wenn zwei Einkommen 

WORKING TAX CREDIT  VON GERTRAUD LUNZER 

Working Tax Credit
STEUERREFORM Die Debatten um die Steuerreform haben dazu beigetragen, dass wesentliche Exponenten der Sozi-
aldemokratie das Modell des Working Tax Credit im Vereinigten Königreich studiert haben. Wir haben sowohl Vertreter der 
Regierung als auch der AK zu Artikeln eingeladen, jedoch bloß jenen aus der AK erhalten.
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im Haushalt zu berücksichtigen sind. Diese Komplexität fin-
det ihre Steigerung in wechselnden Arbeitszeiten und Ein-
kommenshöhen, die gerade im niedrigen Einkommensbereich 
häufig anzutreffen sind. Noch dazu sind Haushalte keine stati-
schen Systeme, deren Zusammensetzung keinen Veränderun-
gen unterliegen – Ehen und Partnerschaften sind nicht immer 
langlebig. Insgesamt wird die Intransparenz und Komplexität 
des Modells spätestens hier offensichtlich. Entscheidend ist 
daher ein von anderen Personen unabhängiges, Existenz si-
cherndes Einkommen. 

KRITIK DES MODELLS

Kritik des Modells und seiner Anwendung in Österreich
Unter der Voraussetzung einer Mindestbeschäftigungsdau-
er von 16 Stunden und unter der Annahme, dass ab einer 
Stundenanzahl von cirka 16 Stunden der Lohn bereits eine 
Höhe erreicht haben müsste, bei der der WTC gar nicht mehr 
zusteht, werden ArbeitnehmerInnen vom WTC kaum pro-
fitieren. Begünstigt würden vermutlich Einnahmen/Ausga-
benrechnerInnen und PauschaliererInnen von selbständigen 
Einkünften (Landwirte etc.) oder Gewerbetreibende. Diese 
Personengruppe könnte aufgrund ihres steuerlichen Gestal-
tungsspielraums mit relativ niedrigen steuerpflichtigen Ge-
winnen den WTC beziehen. 

Das Argument, der WTC biete Anreize zur Beschäfti-
gungssteigerung, ist nicht nachvollziehbar. Arbeitsmarktpoliti-
sche Studien belegen, dass vorrangig die Schwierigkeit darin 
besteht, Arbeitslose überhaupt in Beschäftigung zu bringen. 
Weniger problematisch ist es vermutlich, aus einem bestehen-
den Teilzeitarbeitsverhältnis von mindestens 16 Stunden  selbi-
ges im Ausmaß von 20 oder mehr Stunden zu erreichen. 

Auch im bestehenden österreichischen Steuersystem sind 
Möglichkeiten vorgesehen, niedrige Einkommen zu entlasten. 
Derzeit liegt das steuerfreie Existenzminimum in Österreich 
bei  10.900,- pro steuerpflichtige Person, das heißt für Ein-
kommen unterhalb dieser Grenze ist keine Einkommensteu-
er zu zahlen. Diejenigen, die aufgrund ihres niedrigen Ein-

kommens eben keine Steuer abführen müssen, erhalten eine 
sogenannte Negativsteuer. Ein Ausbau in diesem Bereich ist 
durchaus möglich und denkbar.

Einschätzungen über die Wirkung des WTC in Groß-
britannien stimmen wenig optimistisch. In Haushalten mit 
Elternpaaren wurden keine beziehungsweise leicht negati-
ve Effekte auf die Erwerbsbeteiligung beider PartnerInnen 
festgestellt. Einzige Ausnahme mit Anreiz zur Steigerung der 
Erwerbstätigkeit stellten Alleinerziehende dar. Für Alleinerzie-
hende bietet jedoch das österreichische Steuersystem ebenso 
entsprechende steuerliche Entlastungen und Anreize. 

Evaluierungen zufolge ist das britische Modell nicht so 
außerordentlich erfolgreich. Das britische Finanzministerium 
kommt zu dem Ergebnis, dass der WTC wegen der Schwierig-
keiten bei der Kontrolle der Arbeitszeiten massiv betrugsanfäl-
lig ist. Insgesamt sind durch den WTC die Verwaltungskosten 
von 143 Mio. £ auf 403 Mio. £ explodiert, die angepeilte 
Armutsbekämpfung wurde jedoch nicht erreicht. Ein von der 
OECD erstellter Ländervergleich über den Zeitraum seit der 
Einführung des WTC bestätigt, dass die Armut in Großbritan-
nien mit Hilfe des WTC nicht reduziert werden konnte 

Ein wirklich enormes Problem ist die Tatsache, dass an 
zwei Drittel der EmpfängerInnen des WTC zu hohe Beträ-
ge ausgezahlt wurden. Die von der Finanz gestellten Rück-
forderungen sind grundsätzlich unangenehm und in niedri-
gen Einkommensbereichen nahezu unerfüllbar. Denn bereits 
laufend ausbezahlte Beträge werden in der Regel umgehend 
konsumiert und sind zum Zeitpunkt der Rückforderung 
nicht mehr verfügbar. Insgesamt kann konstatiert werden, dass 
weder der Anreiz zur Steigerung der Erwerbsbeteiligung noch 
Armutsbekämpfung in Großbritannien gelungen ist. Es drängt 
sich also zwangsläufig die Frage auf, warum schlecht funktio-
nierende Modelle kopiert werden sollen?

GERTRAUD LUNZER
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ie vergangenen zwei Jahre brachten eine bemer-
kenswerte Entwicklung für die Länder Zentral- 
und Osteuropas: eine spürbare Trendwende am 
Arbeitsmarkt. Nach einer langen Periode eines 

starken Wirtschaftswachstums, das jedoch ohne nennenswertes 
Beschäftigungswachstum blieb und die hohe Arbeitslosigkeit 
nicht reduzieren konnte, kam der Umschwung. 

Es gab nicht nur kräftige Zuwächse in der Beschäftigung, 
sondern sogar deutliche Anzeichen von Arbeitskräfteknapp-
heit, vor allem im qualifizierten Segment. Diese Entwicklung 
ist auch für Österreich von Bedeutung und könnte in der Dis-
kussion um FacharbeiterInnenmangel und Öffnung des Ar-
beitsmarktes für ArbeitnehmerInnen aus den neuen Mitglied-
staaten einige neue Argumente bringen.

Die Transformation der Wirtschaften Zentral- und Osteu-
ropas brachte bekanntlich gewaltige Umbrüche mit sich – zu-
nächst starke wirtschaftliche Einbrüche durch Restrukturie-
rung, Zusammenbruch der traditionellen Handelsbeziehungen 
und institutionelle Änderungen. Seit etwa 2000 verzeichneten 
diese Länder dann ein anhaltend hohes Wirtschaftswachstum, 
deutlich höher als in den  »alten« EU Ländern. So lag das 
durchschnittliche Wachstum in der Periode 2000 bis 2007 in 
den 15  »alten« EU Ländern bei 1,9, in den zehn neuen Mit-
gliedstaaten dagegen bei 4,8 Prozent1. 

Dieses Wachstum war vor allem von hohen Auslandsin-
vestitionen getrieben, die einen starken Anstieg der Exporte 
zur Folge hatten. Sukzessive gab auch der Anstieg des heimi-
schen Konsums neue Impulse. Lange Zeit war das Wirtschafts-

wachstum am Arbeitsmarkt aber nicht spürbar. Im Gegenteil:  
Ausländische Investoren, die bestehende Firmen übernahmen, 
setzten in großem Umfang Mitarbeiter frei; viele der beste-
henden großen Industriebetriebe mussten angesichts der neu-
en Wettbewerbsverhältnisse zusperren. Daher galt die Periode 
2000 bis 2005/6 als eine von  »jobless growth«: mit hohem 
Wirtschaftswachstum aber anhaltend hohen Arbeitslosenraten 
(durchschnittlich 12 Prozent bis 14 Prozent für die NMS-10) 
und niedrigen Beschäftigungsraten (ca. 56 Prozent).

In den Jahren 2005 und 2006 begann sich dagegen bereits 
eine Trendwende abzuzeichnen, mit einer stetigen Zunahme 
der Beschäftigung. Besonders deutlich war der Anstieg im 
Jahr 2007, als insgesamt 1,3 Mio. neue Arbeitsplätze geschaf-
fen wurden. Die durchschnittliche Arbeitslosenrate der zehn 
neuen Mitgliedstaaten fiel erstmals seit der Wende auf einen 
einstelligen Wert (8,2 Prozent) und lag damit nicht mehr weit 
entfernt vom Durchschnitt der EU 15 (7,7 Prozent). Selbst 
Länder wie Polen und die Slowakei, die bisher sehr stark von 
Arbeitslosigkeit betroffen waren, verzeichneten einen deutli-
chen Rückgang. Die Zahl der offenen Stellen ist in allen Län-
dern deutlich angestiegen. Es ist im Übrigen zu erwarten, dass 
die aktuellen Probleme der internationalen Wirtschaft diesen 
Trend nicht wesentlich beeinflussen werden.

KNAPPHEIT VON ARBEITSKRÄFTEN

In zunehmendem Ausmaß ist sogar Arbeitskräfteknappheit zu 
verzeichnen, vor allem im Bereich qualifizierter Arbeitskräfte, 
quer über Länder und Branchen, aber auch in Sektoren mit 
weniger qualifizierten Beschäftigten, die derzeit stark expan-

TRENDWENDE AM ARBEITSMARKT VON ELISABETH HAGEN

Zentral- und Osteuropa: 
Trendwende am Arbeitsmarkt
ARBEITSMÄRKTE Das Jahr 2009 ist nicht mehr weit. Für Österreich gilt daher, sich vorzubereiten auf die Frage der 
Arbeitsmarktöffnung für Arbeitskräfte aus den neuen Mitgliedsländern der EU. Die jüngsten Entwicklungen auf den Ar-
beitsmärkten unserer östlichen Nachbarn sollten es erlauben, diese Frage ohne jede Panik zu diskutieren und Lösungen zu 
entwickeln, die beiden helfen: den noch relativ neuen Mitgliedstaaten und uns.
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dieren, wie zum Beispiel der Bauwirtschaft. Dies gilt übrigens 
nicht nur für die neuen Mitgliedsländer der EU (darunter 
auch für Rumänien und Bulgarien), sondern sogar für Länder 
wie Russland und die Ukraine.2 

Für die zentral- und osteuropäischen Länder könnten sich 
mittelfristig Probleme ergeben, weil dadurch ihr Expansions-
potenzial, das nach wie vor groß ist, nicht voll ausgeschöpft 
werden kann.  Dies wird in der wirtschaftspolitischen Dis-
kussion in der Region durchaus so reflektiert. In manchen 
Ländern werden von lokalen Behörden bereits  »Rückholak-
tionen« von Migranten gestartet. Mit fehlenden qualifizierten 
Beschäftigten steigen übrigens in einigen Segmenten auch die 
Löhne entsprechend an. 

Diese Entwicklung mag überraschend klingen, vor allem 
aus österreichischer Sicht. In der Meinung vieler Österreicher 
stand ja lange Zeit die Bedrohung durch Arbeitsmigranten aus 
den neuen Mitgliedsländern im Vordergrund. Dass  »uns die 
aus dem Osten die Jobs wegnehmen werden, weil sie selber 
keine haben« war nicht nur an Stammtischen zu hören.  

Nun könnte man natürlich argumentieren, dass Arbeits-
losenraten zwischen fünf und elf Prozent immer noch viel zu 
hoch sind, um sich Sorge über ernsthafte Knappheiten ma-
chen zu müssen. Auch sind regionale Unterschiede am Ar-
beitsmarkt nach wie vor sehr hoch. Allerdings hat auch in den 
Ländern Zentral- und Osteuropas in den vergangenen Jah-
ren ein tiefgreifender struktureller Wandel stattgefunden. Die 
Produktion und noch mehr die Beschäftigung in den Grund-
stoffindustrien sind deutlich zurückgegangen, jene im Bereich 
mittlerer und höherer Technologien dagegen angestiegen. In 
Verbindung damit hat sich auch die Struktur der Nachfrage 
nach Arbeitskräften verschoben. 

Die Nachfrage nach unqualifizierten Arbeitskräften geht 
zurück, jene nach mittel- und hochqualifizierten Arbeitskräf-
ten steigt. Das Angebot an qualifizierten Arbeitskräften ist 

nicht im selben Ausmaß gestiegen (nicht zuletzt, weil viele 
davon bereits in den Ländern Westeuropas Arbeit gefunden 
haben, die den Zuzug ermöglicht haben). Das ist einer der 
Gründe für die jetzt sichtbaren Knappheiten. Auch wenn das 
Wirtschaftswachstum weiter steigt und der inländische Kon-
sum der zentral- und osteuropäischen Länder zunimmt, wird 
diese Entwicklung eher die weitere Nachfrage nach qualifi-
zierten Beschäftigten ansteigen lassen. 

ÄHNLICHE PROBLEME?

Aus österreichischer Sicht ist diese Entwicklung aus mehreren 
Gründen interessant.  Sie zeigt, dass unsere östlichen Nachbar-
länder gar nicht so verschieden von uns sind, wie wir das mei-
nen. Sie haben in zunehmendem Maße ähnliche Wirtschafts-
strukturen wie wir und in vieler Hinsicht ähnliche Probleme 
am Arbeitsmarkt: einen großen Nachholbedarf im Bereich der 
qualifizierten Arbeitskräfte, Probleme vor allem bei jugendli-
chen und älteren Arbeitnehmern, eine überalterte Bevölke-
rung; und eine niedrige regionale Mobilität. Natürlich gibt 
es auch gravierende Unterschiede, vor allem im Lohnniveau, 
das nach wie vor deutlich unter dem westlichen Niveau liegt. 
Aber auch da ist in jüngster Zeit Bewegung nach oben fest-
stellbar – was im Sinne einer Konvergenz der Arbeitsmärkte 
als durchaus positiv zu werten ist.

Damit könnte auch die Diskussion um den Facharbeiter-
mangel in Österreich eine etwas andere Richtung bekommen. 
Die Sorge der einen und Hoffnung der anderen, dass durch 
das Hereinholen von Facharbeitern aus unseren Nachbarlän-
dern hier Lücken gefüllt werden, ist mit großer Wahrschein-
lichkeit übertrieben. Wenn Facharbeiter da wie dort fehlen, 
könnten diese voraussichtlich nur in geringem Maße aus den 
neuen Mitgliedstaaten rekrutiert werden.

Wenn wir also gleiche bzw. ähnliche Probleme haben, wäre 
es nahe liegend, gemeinsam über Lösungen nachzudenken. 
Dies gilt für Unternehmen genauso wie für die Wirtschaftspo-
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1)  Die im Artikel verwendeten Daten stammen aus dem jüngsten Konjunk-
turbericht des Wiener Instituts für Internationale Wirtschaftsvergleiche, wiiw 
Current Analyses and Forecasts, Nr. 1, Februar 2008

2)  Nur in Südosteuropa hinkt die Entwicklung nach. Dort gibt es (mit Aus-
nahme Kroatiens)  nach wie vor große Probleme am Arbeitsmarkt.
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litik. Österreichische Unternehmen haben in unseren Nach-
barländern in den vergangenen Jahren viel und profitabel in-
vestiert. Die Produktivitätsfortschritte, die erzielt wurden, sind 
enorm und lassen sich vermutlich nicht im gleichen Ausmaß 
weiter steigern. Da auch die Löhne weiter steigen werden, 
wird der Wettbewerbsvorteil durch Kostenunterschiede im-
mer geringer. 

Es ist also an der Zeit, über eine langfristige Absicherung 
der Investitionen nachzudenken – durch Investitionen in 
Technologie und Know-how. Daher sind umfassende Quali-
fikationsprogramme für die eigenen MitarbeiterInnen erfor-
derlich – für neu eintretende (z.B. Lehrlinge) genauso wie für 
bestehende. Das gilt für alle Unternehmensstandorte, jene in 
Österreich genauso wie jene in Zentral- und Osteuropa. Es 
erscheint naheliegend, solche Programme grenzüberschrei-
tend aufzusetzen.

  
DIE WIRTSCHAFTSPOLITIK IST GEFRAGT

Zunächst geht es um eine klare Priorität in der Bildungspo-
litik. Es reicht dabei natürlich nicht, Lehrlingsoffensiven, Bil-
dungsoffensiven, FachabeiterInnenausbildung etc. zu propagie-
ren. Es wird notwendig sein, dafür über eine längere Periode 
substanziell mehr Geld in die Hand zu nehmen. (Nebenbei 
sein angemerkt, dass Wähler vernünftige Ausgabenprogramme 
des Staates u.U. mehr zu honorieren wissen als plakativ ange-
kündigte Steuerreformen, die in der Realität oft sehr mager 
ausfallen).  Es würde durchaus Sinn machen, im Rahmen ei-
ner umfassenden Bildungsoffensive auch grenzüberschreiten-
de Initiativen mit zu finanzieren, zumal sich dafür auch Mittel 
aus den Strukturfonds ansprechen lassen. 

Und dann geht es um eine realistische Haltung zur Öff-
nung des Arbeitsmarktes. Sollte sich die Wirtschaftslage nicht 
dramatisch verschlechtern, ist es wenig wahrscheinlich, dass 
Österreich mit einer weiteren Verlängerung der Übergangs-
fristen über das Jahr 2009 hinaus in der EU Erfolg haben wird. 
Dies erscheint auch wenig sinnvoll, da die meisten Studien zu 

diesem Thema zeigen, dass die Auswirkungen auf den Arbeits-
markt nicht besonders dramatisch ausfallen.3 

Eine mit der Öffnung verbundene Legalisierung der be-
reits in Österreich illegal Arbeitenden aus den neuen Mit-
gliedsländern würde zudem den Lohndruck, der immer be-
fürchtet wird, eher senken als erhöhen. Damit würde auch ein 
neues Potenzial an qualifizierten Arbeitskräften zur Verfügung 
stehen, da viele der jetzigen Schwarzarbeiter eine höhere 
Qualifikation haben als es den Jobs entspricht, in denen sie 
tätig sind. Auch die Sorge um die Pendler, die in der Slowa-
kei oder Tschechien wohnen und in Österreich arbeiten, ist 
nicht berechtigt. Die an Österreich angrenzenden Regionen 
haben durchwegs sehr niedrige Arbeitslosenraten und hohes 
Wirtschaftswachstum.  

Gleichzeitig wäre drittens eine offensive Unterstützung 
jener Gruppen am Arbeitsmarkt notwendig, die von einer 
Öffnung voraussichtlich stärker betroffen sind, also wenig qua-
lifizierte ArbeitnehmerInnen. Die seit 2004 bestehend Über-
gangsfrist ist genau dazu da, um Anpassungen am Arbeitsmarkt 
zu ermöglichen. Dazu braucht es Maßnahmen der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik. Aber auch Anpassungen  »in den Köp-
fen«. Die Diskussion zu diesem Thema ist nicht mit weiteren 
Angstparolen zu gewinnen. Das können andere viel besser. 
Eine sozialdemokratische Politik sollte sich vor allem auf die 
Anliegen der sozial Schwächeren konzentrieren, auch wenn 
sie manchmal aus anderen Ländern kommen.

DR.IN ELISABETH HAGEN

Ist Geschäftsführerin des Wiener Instituts 

für Internationale Wirtschaftsvergleiche (WIIW).
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3)  Siehe z.B. OeNB, Geldpolitik & Wirtschaft, Q 4
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it dem Amtsantritt der neuen Bundesregierung im 
Jänner 2007 kam auch die im letzten Jahrzehnt in 
Österreich erstarrte Schulentwicklung wieder in 
Bewegung. Im Regierungsprogramm der neuen 

Bundesregierung, das Bundeskanzler Alfred Gusenbauer am 
16. Jänner 2007 dem Nationalrat vorlegte, heißt es u.a. dazu1: 

 »Bildungspolitik ist Chancenpolitik. Die Kinder und Ju-
gendlichen müssen deshalb im Mittelpunkt aller zukunfts-
orientierten Maßnahmen stehen und entsprechend ihrer 
persönlichen Begabungen, Interessen und Neigungen opti-
mal gefördert werden. ...Zur Erhöhung der Chancen für die 
Jugend sind zukunftsorientíerte Bildungsreformen erforder-
lich...«

Heute, nach einem Jahr, ist es noch zu früh, um über Er-
gebnisse dieser Reform Bilanz ziehen zu können, aber eines 
kann jedenfalls festgestellt werden: Ein Aufbruch zu einer neu-
en Schulentwicklung ist erfolgt, wenngleich auch die politisch 
bedingten Grenzen dieses Aufbruchs bereits abzusehen sind.

Karl Aiginger, der Leiter des Österreichischen Instituts für 
Wirtschaftsforschung (WIFO), formulierte in seiner Jahres-
bilanz 2007 diesen Wandel in der Bildungspolitik folgender-
maßen:  »Die Schulreformdebatte ist auch eine Spur weiter 
gekommen. Letztendlich wissen alle, dass man zumindest Ex-
perimente starten muss. Auch das war in den Vorjahren nicht 
so.«2

ZUR ANALYSE DER GEGENWÄRTIGEN SITUATION

Die Kritik an der Erstarrung des österreichischen Bildungs-
wesens und an der Selbstgefälligkeit der Verantwortlichen 

hatte sich bereits in den Monaten zuvor heftig zu regen be-
gonnen. Die tief greifenden Veränderungen, die sich im gesell-
schaftlichen und ökonomischen Bereich seit 1995 vollzogen 
hatten, bewirkten zusätzlich, dass neue Antriebskräfte für eine 
Reform des Schulwesens zum Durchbruch kamen.

Nicht nur aus österreichischer, sondern vor allem auch aus 
internationaler Sicht wurden gravierende Mängel des öster-
reichischen Bildungssystems sichtbar und begannen auch die 
Öffentlichkeit zu erregen. Ausgangspunkt dabei waren drei 
Studien, die auf Grund ihrer internationalen Basis und ihrer 
umfassenden Qualität unangreifbar blieben: 
- die jährlich von der OECD erhobenen und veröffentlichten 
Benchmarks über die Schul- und Bildungsverhältnisse in den 
Industriestaaten ( »Education at a Glance«), 
- die ebenfalls von der OECD regelmäßig durchgeführten 
empirischen Untersuchungen über die Bildungs- und Schul-
kenntnisse der Kinder und Jugendlichen in international-ver-
gleichender Sicht (PISA und PIRLS) sowie
- die im Auftrag der EU-Kommission 2005 erstellte Stu-
die ESP ( »Explaining Student Performance«), in der auf der 
Grundlage der Daten von PISA, PIRLS und TIMMS Folge-
rungen und Empfehlungen für die weitere Entwicklung des 
Schulwesens der Länder der EU ausarbeitet wurden, damit die 
Bildungssysteme der EU im Sinne der  »Lissabon-Strategie« 
bis 2010 Weltklasse werden3.

Welche zentralen Erkenntnisse ergaben sich daraus über 
die Situation des österreichischen Bildungswesens?

Erstens: Österreich gehört zwar, was Wohlstand und Reichtum 
betrifft, zu den führenden Ländern der EU; im Bildungsbe-

WOHLSTANDSRIESE UND BILDUNGSZWERG VON OSKAR ACHS

Wohlstandriese und
Bildungszwerg
SCHULPOLITIK Mit dem Wiedereintritt der SPÖ in die Bundesregierung Anfang 2007 ist in einige Politikfelder wieder 
Bewegung gekommen, darunter auch in die Schulpolitik, freilich nur mühsam und gegen den hinhaltenden Widerstand der 
ÖVP und mancher LehrergewerkschafterInnen. Oskar Achs versucht eine Analyse des Ist-Zustandes, um von da aus Hand-
lungsperspektiven sichtbar zu machen. 
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reich hingegen zählt es, wie dies z.B. an Hand der Akademi-
ker- und Maturantenquoten deutlich erkennbar ist, zu den 
Schlusslichtern. Oder vereinfacht ausgedrückt: Österreich ist 
in Europa Wohlstandsriese und Bildungszwerg.4

Zweitens: In Bezug auf die staatlichen Ausgaben für das Schul-
wesen gehört Österreich – wie die Untersuchungen aufzeigen 
- zu der oberen Hälfte der Staaten der EU; in Bezug auf die 
quantitativen und qualitativen Bildungserträge hingegen zu 
der unteren Hälfte. Anzahl und Höhe der Bildungsabschlüsse 
sowie Leistungsergebnisse der Schüler/innen sind vergleichs-
weise gering. Oder wieder anders ausgedrückt: Das österrei-
chische Schulwesen weist in einer Input-Output-Rechnung 
geringere  Effizienz auf .5 

Drittens: Das von der EU angestrebte Ziel, stärkste Wirtschafts-
macht zu werden und den Eintritt in die Wissensgesellschaft 
zu erreichen ( »Lissabon-Strategie 2000«), scheint auf nationa-
ler Ebene durch die Stagnation der letzten Jahre im Schulbe-
reich für Österreich nur dann erreichbar, wenn umfangreiche 
Reformmaßnahmen erfolgen.6

Welche Auswirkungen hatten nun diese Feststellungen auf 
die öffentliche Meinung in Österreich? 

In den Jahren der Regierung Schüssel II erhielten in der 
öffentlichen Diskussion Bildungs- und Schulfragen wieder 
Hochkonjunktur – und dies nicht nur deshalb, weil die Op-
position vehement gegen die Stagnation im Bildungsbereich 
zum Angriff blies und das Bildungsministerium über Refor-
men nur redete, statt welche durchzuführen.

Vor allem aber dominierte das Bildungsthema aus einem 
psychologischen und aus einem ökonomischen Grund: Herr 
und Frau Österreicher fühlten sich durch die schlechten Ran-
kings im Schulbereich in ihrem Nationalstolz getroffen und 
die Wirtschaft sah bei anhaltender Stagnation im Bildungsbe-
reich ihre zukünftige Entwicklung gefährdet, da sie fehlendes 

Humankapital und damit mangelnde Konkurrenzfähigkeit 
befürchtete. Es war daher nicht überraschend, dass die Bil-
dungsfrage zu einem der zentralen Themen im Nationalrats-
wahlkampf 2006 wurde – und sich schließlich auch auf das 
Wahlergebnis auswirkte.    

DAS PROFIL DER STAGNATION

Die letzte große Schulreform begann in Österreich in den 
späten 60er Jahren und dauerte bis in die 80er Jahre. Wirt-
schaftlich war diese Zeit geprägt vom wachsenden Wohlstand 
und vom Ausbau des Sozialstaates, politisch vom Gedankengut 
der 68er Bewegung, von deren Zielsetzungen und Vorstellun-
gen der Demokratisierung, der Emanzipation und der Parti-
zipation.

Ihr folgte eine Periode, in der im Ökonomischen die 
Grundsätze des Neoliberalismus und im Politischen die Vor-
stellungen des Neokonservativismus vorherrschend wurden. 
Diese neue Entwicklung begann in den 90er Jahren und er-
reichte nach der Jahrhundertwende seinen Höhepunkt. Kenn-
zeichen dieser Zeit waren Privatisierung und Ökonomisie-
rung, Marktkräfte als Steuerinstrumente sowie Verstärkung der 
Profitmaximierung.

Der Wandel vom  sozialstaatlichen zum neoliberalen Ge-
sellschafts- und Wirtschaftsmodell bedeutete auch für die 
Schulentwicklung einen Richtungswechsel: Auf die Jahre der 
Reform und der Expansion des Bildungswesens (vermehrte 
Einbeziehung bildungsferner Schichten, Ausbau der Mitbe-
stimmung, Demokratisierung der Umgangsformen, Reform 
der Unterrichtsinhalte durch politische Bildung, Sexualerzie-
hung etc.) folgte eine Periode des Stillstandes und der Stagna-
tion, die sowohl die  »äußere« wie die  »innere« Schulentwick-
lung (Organisation bzw. Inhalte) betraf. 

Zu neuen pädagogischen Zielsetzungen dieser Zeit wur-
den nunmehr Einführung bzw. Erhöhung von Zugangsbar-
rieren zur Bildung, Einführung von Studiengebühren, Priva-
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1) Bundeskanzleramt Österreich (Hg.): Regierungsprogramm 2007 – 2010. 
Wien 2007, S. 85 f. Zit. nach: www.bka.gv.at (Februar 2008) 
2) zitiert nach: Der Standard, Wien, 29./30.12.2007
3) Zusammenfassung in: Achs, Oskar / Corazza, Rupert / Gröpel, Wolfgang / 
Tesar Eva (Hg.): Bildung – Promotor von Gleichheit oder Ungleichheit? Wien 
2006, S. 41 ff.
4) vgl. dazu: OECD-Pressemitteilungen, Berlin. OECD-Wirtschaftsbericht 
zu Österreich (Zusammenfassung), 1.8.2007 sowie OECD-Studie Bildung 
auf einem Blick 2007: Österreich würde von einer höheren Akademikerquote 
profitieren (Zusammenfassung), 10.9.2007. Quelle: www.oecd.org/de (Februar 
2008)
5) Institut für Höhere Studien (IHS): Ökonomischen Bewertung der Struk-
tur und Effizienz des österreichischen Bildungswesens und seiner Verwaltung. 
Wien 2007. Bei der Präsentation der Studie sagte IHS-Chef Bernhard Felderer 
dazu:  »Wir empfehlen keine Ausgabenerhöhung, ohne dass es genaue Reform-
vorstellungen für ein effizienteres Bildungssystem gibt.« Vgl. dazu auch: Bericht 
des Rechnungshofes, Reihe Bund 2007–2, Wien 2007

6) Zuletzt wieder aufgezeigt bei der ECOFIN-Tagung der Finanzminister der 
EU, Anfang März 2008 in Brüssel. Unter den 14 EU-Ländern, die betreffend 
der Erreichung der Lissabon-Ziele untersucht wurden, liegt Österreich zu-
sammen mit Italien am Tabellenende. Klarer Spitzenreiter bei der Erfüllung 
ist Finnland mit einem Indikatorwert von 1,69. In elf Ländern liegt der Wert 
über 1,00, das heißt, ihnen gelingt es, die Lissabon-Vorgaben zu erfüllen. In 
Österreich ist dies nicht der Fall, es liegt mit 0,88 am vorletzten Platz. Als 
Schwachpunkt Österreichs wird vor allem der niedrige Anteil Beschäftigter 
mit Uni-Abschluss genannt, wo Österreich ebenfalls den vorletzten Rang ein-
nimmt. Der Lissabon-Indikator berechnet sich aus den sechs Teilindikatoren 
Wirtschaftswachstum, Produktivitätswachstum, Beschäftigungsentwicklung, 
Qualifikationsgrad der Beschäftigten, Ausrüstungsinvestitionen und Nachhal-
tigkeit der Staatsfinanzen (Der Standard, Wien, 4.3.2008)
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tisierung und Autonomisierung, Flexibilisierung, Ausbau von 
Vielfalt und Wahlfreiheit (Choice and Diversity), (Hoch-)Be-
gabtenförderung und Ethik-Unterricht. 

 
Im Bereich der strukturellen Entwicklung lassen sich die Aus-
wirkungen dieser neuen Tendenzen an drei Punkten aufzeigen: 
Die Bildungsexpansion, die die Schulreform der 70er Jahre 
prägte, kam zum Stillstand; Die Ungleichheit zwischen den 
sozialen Schichten verfestigte sich wieder; Im Schulbereich 
entstand eine neue Gruppe von Benachteiligten, die Kinder 
der Arbeitsmigranten.

Diese neuen Schulverhältnisse, die sich in Österreich im 
letzten Jahrzehnt entwickelt haben, sollen in der Folge aus Da-
ten der Schulstatistik und der Volkszählungen dargestellt und 
analysiert werden. In diesem Zusammenhang sei noch ange-
merkt, dass Schulstatistiken jahrelang vom Bildungsministeri-
um nicht veröffentlicht wurden und erst in letzter Zeit wieder 
bekannt gegeben werden. Ebenso wurden manchmal Daten in  
»geschönter Form« benützt, um Befunde zu verbessern. 

STILLSTAND IN DER BILDUNGSEXPANSION

Ein wesentliches Kennzeichen der Schulreform der 70er Jahre 
war der damit verbundene Prozess der Bildungsexpansion.

Dabei wird oft übersehen, dass sich dieser Prozess auf zwei 
Bahnen vollzog – entsprechend dem dualistischen Schulsys-
tem: Zum einem – und daran wird dabei meist gedacht – ka-
men  »mehr Kinder an höhere Schulen« und die Zahl der 
Maturanten/innen stieg an. Zum anderen – und das wird oft 
unterschätzt – erfolgte gleichzeitig eine Anhebung der Zahl 
der  »unteren Bildungsabschlüsse«, das heißt es gab immer we-
niger Jugendliche, die ohne Hauptschul- bzw. Lehrabschlüsse 
blieben.7

Bewirkt wurde diese im historischen Vergleich bedeutsame 
quantitative und qualitative Anhebung des Bildungsstandes der 
Heranwachsenden durch eine Reihe von Faktoren: Zu den 

ökonomischen und politischen Antriebskräften kamen auch 
pädagogische Maßnahmen: Zugangsbeschränkungen wurden 
beseitigt, die  »Drop-out-Rate« im höheren Schulwesen (Aus-
fallsquote) konnte gesenkt werden, soziale Fördermaßnahmen 
(z.B. Schülerfreifahrt, Gratis-Schulbuchaktion) wurden ein-
geführt, Bildungsinstitutionen wurden ausgebaut u.a.m. Dies 
alles führte zu einem Klimawandel in der Gesellschaft; Bil-
dungsbereitschaft, Bildungsbeteiligung und Bildungsoptimis-
mus prägten ein neues Lebensgefühl.

Diese Bildungsexpansion wurde in den letzten Jahren all-
mählich schwächer; besonders in städtischen Ballungsgebieten 
kam es zur Stagnation.

Diese neue Phase in der österreichischen Schulentwick-
lung lässt sich aus den zur Verfügung stehenden Daten deut-
lich erkennen. Als Indikator dafür kann z.B. die Aufteilung 
des Schülerstroms auf die beiden Schulformen HS und AHS 
bei der ersten großen Schullaufbahnentscheidung nach der 4. 
Schulstufe herangezogen werden.    

Tabelle 1 zeigt die Stagnation des Zugangs zur höheren 
Bildung im großstädtischen Wiener Bereich auf. Gab es in 
Wien im Schuljahr 1970/71 bei den 10jährigen eine AHS-
Übertrittsrate von 40,8 Prozent, so stieg diese bis zum Schul-
jahr 1980/81 auf 45,1 Prozent und erreichte im Schuljahr 
1990/91 den Spitzenwert von 53,3 Prozent. Seither stagniert 
sie: Im Schuljahr 2000/01 betrug sie 51,1 Prozent, im Schul-
jahr 2005/06 52,0 Prozent – obwohl etwa zwei Drittel aller 
Wiener Volksschulabgänger/innen die AHS-Reife erhalten.  

BILDUNGSSTAGNATION

Interessant ist ferner, dass die Bildungsstagnation auch in 
der  »zweiten Bahn«, im Bereich der niedrigeren Bildungs-
abschlüsse, zum Ausdruck kommt. Wie eine Studie des Insti-
tuts für Höhere Studien feststellte, ist in den letzten Jahren der 
Rückgang in der Zahl der  »Dropouts« des österreichischen 
Bildungssystems, also die Zahl der Jugendlichen ohne Haupt-
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schul- bzw. Lehrabschluss, deutlich abgeschwächt bzw. zum 
Stillstand gekommen.

Der Anteil der Dropouts in der Altersgruppe der 15- bis 
24jährigen betrug im Jahr 1995/96 12,6 Prozent und sank 
auf 9,0 Prozent im Jahr 2000/01. Dieser Wert ist aber auch in 
etwa im Jahr davor und danach feststellbar; das heißt er blieb 
relativ konstant.

Der Dropout-Anteil setzt sich dabei aus zwei Teilen zu-
sammen: Während die eine Hälfte der Jugendlichen bereits mit 
Ende der Pflichtschulzeit aus dem Bildungssystem ausscheidet, 
setzt die andere Hälfte nach der Pflichtschule die Ausbildung 
zwar fort, muss sie aber noch vor einem Abschluss auf der Se-
kundarstufe II beenden. 

Die Verlustrate auf der Oberstufe ist bei den berufsbilden-
den mittleren und höheren Schulen besonders hoch. Sie be-
trägt im Durchschnitt etwa 40 Prozent; im Gegensatz dazu ist 
die Verlustrate an der AHS-Oberstufe mit 22,5 Prozent nur 
etwa halb so hoch. Auch die Verlustraten an den Schulen der 
Oberstufe sind in den letzten Jahren nicht mehr weiter abge-
baut, sondern eher konstant geblieben.8

Diese sich neu konstituierende Gruppe von Jugendlichen, 
die keinen oder nur einen niedrigen Bildungsabschluss auf-
weist, wird – in Anlehnung an die  »soziale Armut« – als die 
neue  »Bildungsarmut« (Allmendinger 9) bezeichnet.                    

ANDAUERNDE UNGLEICHHEIT 

Durch die Bildungsexpansion kam es zu einer vermehrten 
Einbeziehung von bis dahin fern stehenden und benachteilig-
ten Gruppen in das Bildungssystem; besonders Mädchen und 
Kinder in ländlichen Gebieten waren die Nutznießer.

Auf die Frage, ob und wie weit die Bildungsexpansion 
der 70er Jahre auch die ungleiche Chancenverteilung zwi-
schen den Kindern aus unterschiedlichen sozialen Schich-

ten abbauen konnte, geben die internationalen empirischen 
Studien über die Veränderungen von Bildungsungleichheit 
unterschiedliche Antworten. Es zeigte sich aber, dass dabei 
zu beachten ist, in welchem System die Bildungsexpansion 
stattfand: in einem gesamtschulartigen System (wie z.B. in 
den skandinavischen Ländern), in einem differenzierten Sys-
tem (wie z.B. in Deutschland oder Österreich) oder in einem 
Land, das während der Expansion eine Umstellung von einem 
differenzierten in ein gesamtschulartiges System durchführte 
(wie z.B. Frankreich).

Für Österreich lässt sich das Ausmaß der schichtenspezifi-
schen Bildungsungleichheit an Hand einer Sonderauswertung 
der Daten der Volkszählung klar erkennen. Verbindet man die 
sozioökonomische Schichtung der Eltern in der Erhebung 
mit dem Schulbesuch ihrer 11- bis 14jährigen Kinder, so zeigt 
sich deutlich eine ungleiche soziale Verteilung der Bildungs-
chancen.

Konnten jedoch in der Zeit der Bildungsreform durch die 
Bildungsexpansion die unteren sozialen Schichten Bildungs-
gewinne erzielen, so kommt in der Zeit der Bildungsstagna-
tion die ungleiche Verteilung der Bildungschancen wieder 
verstärkt zum Vorschein. Dies lässt sich aus den Daten der 
Volkszählungen 1981, 1991 und 2001 für den Wiener Bereich 
erkennen (Tabelle 2). Konnte sich der Anteil der Arbeiterkin-
der von 1981 auf 1991 von 16,2 Prozent auf 24,7 Prozent 
erhöhen, so blieb er mit 25,7 Prozent im Jahr 2001 auf er-
höhtem Niveau stehen. Interessant ist ferner, dass es durch die 
restriktive Bildungspolitik auch bei den Mittelschichten zu 
Einbußen kam.10      

Das Datenmaterial zeigt deutlich auf, dass die Herkunft 
der Heranwachsenden noch immer deutlich die Bildungs-
chancen bestimmt. Dabei ist mitzudenken, dass die offensicht-
lich ungleiche Verteilung der Bildungschancen auch noch zu 
weiteren Auswirkungen führt: Sie trägt in der Folge zu einer 
ungleichen Verteilung von Lebenschancen bei. Wer keine oder 

7) vgl. dazu: Klemm, Klaus: Bildung. In: Allmendinger, Jutta / Ludwig-Mayer-
hofer, Wolfgang (Hg.): Soziologie des Sozialstaates. Weinheim 2000, S. 149 f. 

8) Angaben nach: Institut für Höhere Studien: Dropout und Übergangspro-
bleme. Abschlussbericht. Wien 2005. - Die doppelt so große Verlustrate der in 
einen mittleren und höheren Bildungszweig differenzierten berufsbildenden 
Schule (BMHS) im Verhältnis zur AHS ist übrigens auch ein schlagendes Argu-
ment gegen die Sinnhaftigkeit einer differenzierten Oberstufe bzw. gegen die 
Einführung einer sogen.  »mittleren Reife«.

9) Allmendinger, Jutta / Leibfried, Stephan: Bildungsarmut. In: Aus Politik und 
Zeitgeschehen. Bonn, Jg. 2003, Nr. B 21-22, S. 12 f.

10) Dies zeigt auch das Dilemma einer strukturkonservativen Bildungs-
politik auf. Ab einem bestimmten Grad gerät sie in Gegensatz zu den auf 
Bildungsexpansion gerichteten Interessen der Mittelschicht. Darin liegt 
auch ein Faktor für die mangelnde Akzeptanz strukturkonservativer Po-
litik im urbanen Bereich.
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nur niedrige Bildung aufweist, kann nicht nur als  »bildungs-
arm« bezeichnet werden, sondern muss in seinem weiteren 
Leben mit einem geringeren Lebenseinkommen und mit ei-
ner geringeren Teilhabe am kulturellen Leben rechnen.

NEUE BENACHTEILIGTE

Seit dem Ende der 60er Jahre hat sich eine neue Gruppe ge-
bildet, die im Schulsystem benachteiligt ist: Es sind dies die 
rund 170.000 Kinder und Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund, definiert als  »Heranwachsende mit nicht deutscher 
Erstsprache« (Schuljahr 2005/06). Diese Heranwachsenden 
weisen im Vergleich zur Gesamtpopulation der Schüler/innen 
eine deutlich abweichende Bildungsstruktur auf: Sie sind über-
proportional im niederen Schulwesen und unterproportional 
im höheren Schulwesen vertreten; das heißt verglichen zur 
Gesamtpopulation bleiben mehr von ihnen ohne Bildungsab-
schluss bzw. im Grundbildungsbereich und weniger von ihnen 
erreichen einen höheren Bildungsabschluss (Tabelle 3).

Die Bemühungen des letzten Jahrzehnts, dieses Bildungs-
defizit auszugleichen, waren zu wenig umfassend und zu we-
nig zielführend. Dies zeigen zum Beispiel die Ergebnisse der 
PIRLS-Studie, bei der sich herausstellte, dass die Kinder der 
zweiten Migrantengeneration keine besseren Lesekenntnisse 
aufweisen als die der ersten Generation. 

Die ungleiche Verteilung der Bildungsabschlüsse ist nicht 
nur bei den Kindern und Jugendlichen der Arbeitsmigranten 
vorhanden, sondern auch bei der erwachsenen Migrationsbe-
völkerung. Betrachtet man etwa die Bildungsstruktur der Ge-
samtbevölkerung nach religiöser Zugehörigkeit, so zeigt sich, 
dass Menschen mit islamischem Religionsbekenntnis signifi-
kant niedrigere Bildungsabschlüsse aufweisen als Menschen 
mit anderer weltanschaulicher Zugehörigkeit (Tabelle 4). 

Die gleichzeitig vorhandene Polarisierung in der Bildung 
der Kinder und Jugendlichen der Arbeitsmigranten (eine über-
wiegende Mehrheit mit niedriger Ausbildung und eine klei-

ne Minderheit mit höheren Bildungsabschlüssen) ist übrigens 
ein deutliches Spiegelbild des österreichischen dualistischen 
Schulsystems. Es lässt erkennen, dass das Bildungsproblem letz-
ten Endes keine ethnische Frage ist, sondern eine soziale.11 

MEHR ALS ERNÜCHTERND 

Die pädagogische Bilanz des letzten Jahrzehnts ist mehr als er-
nüchternd: Das Bildungswachstum stagniert, der soziale Status 
des Elternhauses bestimmt dominant Schulweg und Bildungs-
höhe der Kinder, 21 Prozent aller Jugendlichen eines Alters-
jahrganges werden ohne umfassende Lesekenntnisse aus der 
Schulpflicht entlassen und die Kinder der Arbeitsmigranten 
konnten bildungsmäßig kaum angehoben und dadurch besser 
integriert werden. Im europäischen Vergleich ist Österreichs 
Bildungswesen vergreist und verkalkt, im bürokratischen Ro-
koko erstarrt und von Profiteuren umringt.

Bedingt durch die Migrationsbewegungen hat sich auch 
die sozial bedingte Chancenungleichheit im Bildungswesen 
erweitert: Zu ihrer bisherigen Ausprägung, der regionalen und 
der geschlechtsspezifischen, ist eine weitere hinzugetreten, die 
ethnische.  

Ebenso zu beachten ist, dass sich die Struktur der Benach-
teiligten verändert hat: Wurde die Summe dieser Chancenun-
gleichheiten anfangs der 70er Jahre in einer Kunstfigur, dem  
»katholische Mädchen vom Lande« zusammen gefasst, so wird 
diese Kunstfigur heute vom  »männlichen Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund in der Großstadt« gebildet. Oder an-
ders ausgedrückt: Die Bildungsprobleme sind vom Land in die 
Stadt gezogen, das benachteiligte Mädchen ist zum Burschen 
geworden, die soziale Bestimmtheit der Chancenungleichheit 
ist aber weiterhin unverändert aufrecht geblieben.

Wenn der Weg Österreichs in die Bildungsgesellschaft des 
21. Jahrhunderts beschritten werden soll, so bedarf es daher ei-
ner Reform des Schulwesens. Diese muss aber weit reichend, 
tief gehend und dauerhaft ( »nachhaltig«) sein.

WOHLSTANDSRIESE UND BILDUNGSZWERG VON OSKAR ACHS

11) Rechtspopulistische Parteien versuchen, dieses Problem politisch zu inst-
rumentalisieren, indem sie es als eine rein ethnische Frage darstellen. Mit Hilfe 
nationaler Emotionalisierung und Polarisierung sollen dann Stimmengewinne 
ermöglicht werden. Rechtspopulisten/innen können dabei durchaus auch als  
»Schutzmacht« auf beiden Seiten gleichzeitig auftreten. Bürgerliche Politiker 
wiederum grenzen gerne dieses ethnisch geprägte Prekariat, das Teil der Un-
terschicht ist, mit dem Schlagwort  »Parallelgesellschaft« aus.
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Jahr

1970/71

1980/81

1990/91

2000/01

2005/06

Quelle:  »Das Schulwesen in Österreich«, ST.AT, sowie  »Österreichische Schulstatistik«, hrsg. vom BM f. Unterricht u. ST.AT., Angaben für 2005/06 vorläufig

zusammen

abs.

17.634

17.751

13.660

16.333

16.947

%

100,0

100,0

100,0

100,0

100,0

VS-Oberstufe

abs.

39

7

 -

-

 -

%

0,2

0,0

 -

 -

 -

HS

abs.

9.228

8.812

5.678

7.468

7.721

%

52,3

49,6

41,6

45,7

45,6

AHS-Unterstufe

abs.

7.191

8.012

7.276

8.346

8.806

%

40,8

45,1

53,3

51,1

52,0

SOS

abs.

1.176

920

604

399

420

%

6,7

5,2

4,4

2,4

2,5

TABELLE 1: Schüler/innen der 5. Schulstufe  in Wien 1970/71 - 2005/06

Sozio-ökonomische Zugehörigkeit
Insgesamt HS AHS-Unterstufe

Selbständige u. mithelfende Familienang.

in land- u. forstwirtschaftlichen  Berufen

in anderen Berufen

Angestellte, Beamte (mit Matura, Univ.) 

mit Hochschule u. verwandter Lehranstalt

mit höherer Schule

Angestellte, Beamte (ohne Matura, Univ.)

mit Fachschule

mit abgeschlossener Lehre

mit allgemein bildender Pflichtschule

Arbeiter

Facharbeiter

angelernte Arbeiter

Hilfsarbeiter

Sonstige

Zusammen
Quelle:  »Das Schulwesen in Österreich«, ST.AT, sowie  »Österreichische Schulstatistik«, hrsg. vom BM f. Unterricht u. ST.AT.; zit. nach: Achs  / Pokay, Entwicklung des österreichischen Schulwesens (Studie, in Ausarbeitung)

1981

100,0

100,0

100,0

100,0

100,0

100,0

100,0

100,0

100,0

100,0

100,0

100,0

100,0

100,0

100,0

100,0

1981

42,3

66,1

41,5

15,9

10,0

20,3

51,4

40,5

51,9

58,0

66,2

64,1

69,2

66,1

54,4

49,2

1981

48,4

24,2

49,2

78,9

85,6

74,0

38,8

51,9

39,0

28,8

16,2

22,5

12,9

8,9

29,2

39,2

1991

100,0

100,0

100,0

100,0

100,0

100,0

100,0

100,0

100,0

100,0

100,0

100,0

100,0

100,0

100,0

100,0

1991

29,0

45,2

28,5

13,4

10,8

16,5

40,3

30,9

40,5

47,5

62,0

56,1

61,8

67,6

45,5

41,9

1991

64,9

43,7

65,6

82,3

85,6

78,4

51,7

62,8

51,3

43,6

24,7

32,9

25,5

16,6

42,8

48,9

2001

100,0

100,0

100,0

100,0

100,0

100,0

100,0

100,0

100,0

100,0

100,0

100,0

100,0

100,0

100,0

100,0

2001

28,8

39,8

28,6

14,2

10,6

18,4

47,1

33,4

45,4

61,5

65,2

58,2

65,3

73,2

52,2

44,8

2001

65,8

51,1

66,0

81,9

86,3

76,9

45,4

60,2

47,0

30,2

25,7

34,2

25,4

15,9

37,6

47,9

TABELLE 2: Schultypenwahl der sozioökonomischen Schichten in %; 11- bis 14jährige in Wien,  Volkszählungen 1981, 1991, 2001

Schultype
Wien Österreich

Volksschule (inkl. Vorschule)

Hauptschule

Polytechn. Schule

Sonderschule

AHS-Unterstufe

AHS-Oberstufe

Berufsb. Pflichtschule

Berufsb. mittlere Schule

Berufsb. höhere Schule

alle Schulen
Quelle:  »Das Schulwesen in Österreich«, ST.AT, sowie  »Österreichische Schulstatistik«, hrsg. vom 
BM f. Unterricht u. ST.AT.; zit. nach: Achs  / Pokay, Entwicklung des österreichischen Schulwesens 
(Studie, in Ausarbeitung)

abs.

28.326

18.335

1.665

1.388

8.208

5.155

3.908

2.924

5.092

75.113

abs.

67.135

45.799

4.200

3.248

13.379

8.582

7.968

7.535

11.698

169.753

%

45,6

54,1

48,6

41,2

24,2

22,4

21,5

40,3

21,8

35,7

%

18,8

17,3

18,8

24,9

11,5

10,1

6,2

14,2

8,7

14,4

TABELLE 3: Schüler/innen mit anderer Erstsprache als 
Deutsch, Schuljahr 2005/6 

Pflichtschule 

oder darunter

Lehre,

BMS

Matura 

oder höher

Religions-
bekenntnis

evangelisch

ohne Bekenntnis

römisch-katholisch

Islamisch

Quelle: Stat.at, zit. nach: format, Wien, Jg. 2008, Nr. 4

18,9

18,9

22,9

64,3

45,7

48,8

50,1

22,7

35,4

32,3

27,0

13,3

TABELLE 4: Bildungsstruktur der österreichischen 
Bevölkerung, nach Religionsbekenntnis in %
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WOHLSTANDSRIESE UND BILDUNGSZWERG VON OSKAR ACHS

DREI MODELLE

Für die Bewältigung der neuen Herausforderungen des Schul-
wesens bieten sich drei unterschiedliche politische Modelle 
an: Zum einem eine Schulpolitik, die weiterhin auf die Be-
deutung der sozialen Herkunft und die daraus erwachsenden 
ungleichen Lebenschancen setzt und die als das konservativ-
ständischen Modell der Schulpolitik bezeichnet werden kann. 
Ihre Mittel  sind Auslese der Heranwachsenden und Elitenbil-
dung, in ihrem Ergebnis bewirkt sie soziale Selbstrekrutierung. 
Der Soziologe Ulrich Beck bezeichnete eine solche Politik als  
»Refeudalisierung«12. Dass in Österreich solche Vorstellungen 
stärkere Verankerungen finden, ist angesichts der historischen 
Vergangenheit des Landes (christlich-autoritärer Ständestaat 
1933/34 bis 1938) keine Überraschung. 

Dem steht eine Schulpolitik gegenüber, die den Weg der 
breiten Öffnung der Bildungsinstitutionen geht und damit 
eine Abschwächung der Ungleichheiten im und durch das 
Bildungssystem anstrebt. Ihr Mittel ist die optimale Förderung 
eines jeden einzelnen Kindes, dadurch soll auch als Ergebnis 
eine höhere Bildung der Bevölkerung insgesamt erreicht wer-
den. Diese Vorstellungen prägen das sozialistisch-demokrati-
sche Modell der Schulpolitik.

Als dritte Möglichkeit bietet sich das liberal-meritokra-
tische Modell der Schulpolitik an. Es ist technokratisch und 
leistungsorientiert, auf Dynamik, Flexibilität und Effizienz 
ausgerichtet und berücksichtigt dabei vor allem die Erforder-
nisse der (neoliberalen) Marktwirtschaft.     

Alle drei Modelle haben ihre spezifischen Auswirkungen 
auf Schulorganisation und Lehrinhalte, auf Unterrichtsmetho-
den und Lehrerrolle. So vertritt z.B. die  »schwarze« Pädagogik 
ein differenziertes Schulsystem; der Lehrer/die Lehrerin über-
nimmt damit die Funktion der  »Auslese«. Die  »rote« Pädago-
gik hingegen strebt eine gemeinsame Schule an; der Lehrer/
die Lehrerin soll die Aufgabe der individuellen Förderung und 
Beratung des Kindes übernehmen. Die  »gelbe« Pädagogik 

wiederum, die ihren Mittelpunkt in einer zeit- und marktge-
rechten Ausbildung künftiger Arbeitskräfte sieht, will ebenfalls 
eine Gesamtschule, diese soll aber vor allem auf die Interessen 
der Wirtschaft festgelegt sein. 

Unterschiedliche Ziele, unterschiedliche Wege - die Be-
deutung der Institution Schule bleibt auch in der Zukunft er-
halten, sie muss aber verstärkt bewusst gemacht werden. Für 
die Schulpolitik gilt im Besonderen, was Max Weber einmal 
im allgemeinen für die Politik festgestellt hat: Sie ist ein Boh-
ren von harten Brettern und verlangt Geduld und Leiden-
schaft. 

DR. OSKAR ACHS

ist AHS-Direktor in Wien.

12) Beck, Ulrich: Risikogesellschaft. Frankfurt a.M., 1986, S. 244 ff.
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ereits kurz nach Bruno Kreiskys Tod 1990 wurde im 
Dr.-Karl-Renner-Institut und in der Bildungsorga-
nisation der SPÖ die Idee entwickelt, im Gedenken 
an diesen großen Politiker einen Buchpreis ins Le-

ben zu rufen, der seine Werte und politischen Ziele weitertra-
gen sollte. 1993 konnte dann der erste Bruno-Kreisky-Preis 
für das politische Buch verliehen werden. Getreu Kreiskys 
Liebe zur Literatur, war der Preis von Beginn an nicht aus-
schließlich auf Sachbücher begrenzt. 

Ziel ist es seit den Anfängen bis heute, politische Litera-
tur zu fördern, die den Werten und Zielvorstellungen Bruno 
Kreiskys entspricht und die von den Schwerpunkten seiner 
politischen Arbeit geprägt ist. Neben den Grundwerten Frei-
heit, Gleichheit, soziale Gerechtigkeit und Solidarität stehen 
Begriffe wie Toleranz, internationale Zusammenarbeit, Kampf 
gegen autoritäre Tendenzen und für die Freiheit der Kunst im 
Mittelpunkt der Kriterien der Jury. 

DAS SPEKTRUM DER AUSGEZEICHNETEN

Das Spektrum der Ausgezeichneten ist breit. Ob Wissenschaft-
lerInnen, ob PublizistInnen, ob SchriftstellerInnen – sie alle 
akzentuieren aus je individueller Perspektive und mit je ei-
genen sprachlichen Mitteln verschiedene Aspekte der oben 
umrissenen Weltsicht. Die Liste der bisherigen Preisträgerin-
nen und Preisträger umfasst u. a. Hans-Henning Scharsach, 
Paul Lendvai, Dzevad Karahasan, Leon Zelman, Erika Wein-
zierl, Eric Hobsbawm, Erich Hackl, Brigitte Hamann, Ma-
rie Jahoda, Thomas Rothschild, Marion Gräfin Dönhoff, Karl-
Markus Gauß, Jean Ziegler, Armin Thurnher, Ian Kershaw, 
Jeremy Rifkin, Felix Kreissler, Amartya Sen, Ruth Klüger, 
Milo Dor, Joseph Stiglitz, George Tabori, Gerhard Roth, Ali-

son Des Forges, Ryszard Kapuscinski, die Historikerkommis-
sion der Republik Österreich, Amos Oz, Kathrin Röggla, 
Jorge Semprún, Oliver Rathkolb, Gerda Lerner, Jürgen Ha-
bermas und Tony Judt.

Im Zuge der wachsenden öffentlichen Bedeutung des 
Bruno-Kreisky-Preises für das politische Buch ist es gelungen, 
mit dem sozialdemokratischen Parlamentsklub einen weiteren 
Kooperationspartner und zusätzlich immer mehr Sponsoren 
für die Mitwirkung zu gewinnen. Für 2007 können daher 
zwei mit je 7.000 Euro dotierte Hauptpreise, ein mit ebenfalls 
7.000 Euro dotierter Preis für das publizistische Gesamtwerk 
und drei mit je 2.000 Euro dotierte Anerkennungspreise ver-
geben werden. Zusätzlich hat der Sozialdemokratische Wirt-
schaftsverband Österreich einen Sonderpreis für besondere 
verlegerische Leistungen ausgelobt. 

HAUPTPREISE

Die Entscheidung über die Vergabe der Preise trifft eine un-
abhängige Jury unter der Leitung des Vorsitzenden der sozial-
demokratischen Bildungsorganisation Hannes Swoboda. Für 
2007 hat sie nach intensiven Beratungen entschieden, dass die 
beiden Hauptpreise an den britischen Historiker Simon Se-
bag Montefiore für das Buch  »Der junge Stalin« und an den 
ägyptischen Schriftsteller Alaa al-Aswani für das Buch  »Der 
Jakubijân-Bau« vergeben werden. 

Simon Sebag Montefiores 2007 im S.-Fischer-Verlag er-
schienenes zweites Stalin-Buch beschäftigt sich mit der Früh-
geschichte Stalins. Wie schon in seiner dichten Beschreibung 
des inneren Kerns von Stalins Hofstaat beeindruckt Montefi-
ore auch in seiner Beschreibung des jungen Stalin durch die 

BRUNO-KREISKY-PREIS FÜR DAS POLITISCHE BUCH VON BARBARA ROSENBERG

Der Bruno-Kreisky-Preis 
für das politische Buch
BRUNO-KREISKY-PREIS Im Gedenken an Bruno Kreisky werden alljährlich an seinem Geburtstag am 22. Jänner die 
Preisträgerinnen und Preisträger des Bruno-Kreisky-Preises für das politische Buch bekannt gemacht. Die Bedeutung die-
ses Preises und die aktuellen Entscheidungen der Jury werden im folgenden beleuchtet.

B



Aufarbeitung eines ernormen Quellenfundus und durch vie-
le bislang unbekannte Details, die auf der Basis von zahllosen 
Reisen quer durch den Kontinent zusammengetragen wur-
den. Die Vorgeschichte des späteren Diktators als Bankräuber 
und Priesterseminarist wird so lebendig und analysierbar. 

Bei der  2007 im Lenos-Verlag in Basel erschienenen deut-
schen Übersetzung des  »Jakubijân-Baus« handelt es sich um 
den Debütroman von Alaa al-Aswani, der in der arabischen 
Welt der große Bestseller der letzten Jahre war. Erzählt wird 
die Geschichte von Taha, einem jungen Mann, der in dem 
titelgebenden, real existierenden zehngeschoßigen Mietshaus 
in Kairo lebt. Das Buch folgt dem Werdegang Tahas in den 
Fundamentalismus. Die  wechselvolle Geschichte der Bewoh-
nerinnen und Bewohner des Hauses zeichnet ein Bild der ge-
genwärtigen gesellschaftlichen Strukturen Ägyptens und der 
Geschichte des Landes in den letzten fünfzig Jahren.   

SONDERPREIS AN SAUL FRIEDLÄNDER

Den Sonderpreis für das publizistische Gesamtwerk erhält Saul 
Friedländer. Er wurde 1932 in Prag als Sohn eines Beamten 
einer deutschen Versicherungsgesellschaft geboren. Aufgrund 
ihrer jüdischen Wurzeln emigrierte die Familie 1939 nach der 
Besetzung Prags durch die Deutschen nach Frankreich. Unter 
falschem Namen überlebte Friedländer das Dritte Reich in 
einem katholischen Internat in Frankreich, die Eltern wurden 
im Konzentrationslager Auschwitz ermordet. 1948 wanderte 
er in den neu gegründeten Staat Israel aus, wo er heute als 
Professor für Geschichte an der Universität Tel Aviv tätig ist. 
Das Hauptinteresse seiner wissenschaftlichen Arbeit gilt dem 
Nationalsozialismus und dem Zweiten Weltkrieg, wobei sein 
methodischer Ansatz dadurch geprägt ist, dass er die Kriterien 
der persönlichen Verantwortung und der moralischen Sensibi-
lität in die Geschichtsschreibung einbringt. 

Zu den bedeutendsten Werken Friedländers zählen  »Wenn 
die Erinnerung kommt« (Verlag C.H. Beck, 1991),  »Das Drit-
te Reich und die Juden. Die Jahre der Verfolgung 1933–1939« 

(Verlag C.H. Beck, 1998),  »Das Dritte Reich und die Juden. 
Die Jahre der Vernichtung 1939–1945« (Verlag C.H. Beck, 
2006) und  »Nachdenken über den Holocaust« (Verlag C.H. 
Beck, 2007). 

ANERKENNUNGSPREISE

Die drei Anerkennungspreise erhalten Christine Ockrent 
für  »Das Schwarzbuch zur Lage der Frauen« (Pendo-Verlag, 
2007), Ditha Brickwell für  »Die Akte Europa. Eine Utopie 
geht verloren« (Wieser-Verlag, 2007) und Henriette Mandl für 
die Herausgabe von  »Maximilian und Emilie Reich. Zwei-
er Zeugen Mund. Verschollene Manuskripte aus 1938. Wien 
– Dachau – Buchenwald« (Theodor-Kramer-Gesellschaft, 
2007).

Den Sonderpreis für besondere verlegerische Leistungen 
erhält der Mühlviertler Verlag  »Edition Geschichte der Hei-
mat«. Er hat es sich zur Aufgabe gemacht, die Arbeit von Auto-
rInnen, die die Geschichte der Region und die Geschicke der 
Menschen ihrer engeren Heimat aufarbeiten und beschreiben, 
einer breiteren Öffentlichkeit zugänglich zu machen. 

Die aktuellen Entscheidungen der Jury spiegeln wider, dass 
die Anliegen Bruno Kreiskys – die Arbeit für soziale Gerech-
tigkeit und Toleranz, internationale Solidarität und Weltof-
fenheit, Liberalität und demokratisches Bewusstsein – in sehr 
unterschiedlicher Form artikuliert werden können; und dass 
sie auch heute durch starke Stimmen vertreten werden. Die 
Preisträgerinnen und Preisträger werden ihre Stimmen in den 
kommenden Wochen auch in Wien im Rahmen der Preisver-
leihungen erheben. Das wichtigste Ziel des Preises ist es aber 
fraglos, dass ihre Werke in Zukunft noch mehr geneigte Lese-
rinnen und Leser erreichen. 

DR.IN BARBARA ROSENBERG

 ist stv. Direktorin des Dr.-Karl-Renner-Instituts.
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as Ende der Geschichte (The End of History and 
the Last Man) – mit diesem Buch sorgte der US-
amerikanische Historiker Francis Fukuyama 1992 
für Furore. Angesichts der Überwindung des Kal-

ten Krieges sagte er darin das Ende der Geschichtsschreibung 
voraus. Da sich Liberalismus, Demokratie und Marktwirtschaft 
weltweit verbreiten würden, würde es keine Konflikte mehr 
geben.

 »Continuer l‘Histoire« ( »Die Geschichte fortsetzen«), die-
ser auf den ersten Blick seltsam anmutende Titel des 2007 
erschienenen Essays von Hubert Védrine kann wohl nur als 
Kontrapunkt zu Fukuyama gemeint sein. Der Außenminister 
der Regierung von Lionel Jospin (1997 bis 2002) ruft darin 
die westliche Welt auf, anzuerkennen, dass sie kein Monopol 
mehr auf die Geschichte habe. Die Euphorie des Westens, mit 
dem Fall der Berliner Mauer die Schlacht der Geschichte ge-
wonnen zu haben; der Glaube an den Multilateralismus und 
an eine neue internationale Weltordnung; das Vertrauen dar-
auf, dass sich die westlichen Werte über den Globus verbreiten 
würden – all dies habe sich als Illusion erwiesen. 

Anstatt der weltweiten Verbreitung der Demokratie wird 
sie aus der Sicht Védrines in weiten Teilen der Erde noch ve-
hementer abgelehnt als zuvor. Anstatt einer neuen Friedens-
ordnung seien die letzten 15 Jahre von neuen Konflikten, 
Bedrohungen (Stichwort 11. September) und einem Aufein-
anderprall der (Un)Kulturen geprägt gewesen. Und an Stelle 
einer gerechteren Verteilung hätten im Zuge der Globalisie-
rung die Ungleichgewichte zugenommen. Trotz dieser Ent-
wicklung negiere der Westen vielfach weiterhin die Realität.

ABRECHNUNG MIT EUROPA-FÖDERALISTEN

Nicht nur mit dieser schonungslosen Abrechnung mit west-
lichen Zielen und ihrer mangelhaften Umsetzung hebt sich 
Védrine von politischen Beobachtern ab. Vielmehr spart er 
nicht mit Kritik am Verlauf der europäischen Einigung:  »Die 
föderalistische Vision [...] hat sich allmählich als ebenso schäd-
lich und beängstigend herausgestellt wie die Erweiterung 
ohne Ende.« Für ihn steckt das Projekt Europa in einer tiefen 
Krise. Ihre Überwindung sei nur möglich, wenn sich die EU 
drei Grundfragen stellt. 

Zum einen müssten die Grenzen und die Identität Euro-
pas geklärt werden. Védrine trifft hier im Gegensatz zu manch 
anderen europäischen Politikern klare Aussagen: Lediglich die 
Westbalkan-Länder sowie Norwegen, Island und die Schweiz 
sollten bei Wunsch der EU beitreten können. Im Falle der 
Türkei kann er sich ganz im Einklang mit vielen französischen 
Politikern nur eine privilegierte Partnerschaft vorstellen.

Zweitens verlangt Védrine eine Neuaufteilung der Macht 
zwischen der EU und ihren Mitgliedern. Ganz in der Traditi-
on von de Gaulle spricht er sich hier für starke Nationalstaaten 
aus. Sie sollten Kompetenzen zurückerhalten und auf keinen 
Fall (noch) mehr Souveränität aufgeben. Allerdings ist er in 
seiner Argumentation nicht ganz klar, zumal er auch neue 
konkrete Europa-Projekte, wie beispielsweise eine neue ge-
meinsame Energie- und Umweltpolitik, verlangt. 

Als dritten Punkt fordert Védrine, die Rolle Europas in 
der Welt abzuklären. Ungewohnt offen bekennt er sich zur 
Notwendigkeit eines starken, von den USA emanzipierten 

DIE FORTSETZUNG DER GESCHICHTE VON GERHARD MARCHL

Die Fortsetzung 
der Geschichte
WELTMACHT EUROPA In seinem Essay  »Continuer l‘Histoire« lässt der ehemalige französische Außenminister Hubert 
Védrine mit zum Teil überraschenden Überlegungen zu weltpolitischen Fragen aufhorchen. Er äußert harsche Kritik an föde-
ralistischen Europa-Konzepten und bekennt sich zum Staat als Entscheidungsträger. Das Renner-Institut plant für Mai eine 
Diskussion mit Hubert Védrine.
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Europa, das nicht nur über Soft Power, sondern auch Hard Po-
wer verfügen müsse. Gleichzeitig bleibt er realistisch, indem 
er einräumt, dass der Weg dorthin steinig sein werde. Offen 
lässt er jedoch, wie eine Stärkung der Nationalstaaten mit dem 
Aufbau einer Weltmacht Europa vereinbar ist. 

EFFEKTIVERER MULTILATERALISMUS

Aus der Sicht Védrines hat der derzeit praktizierte Multilate-
ralismus im Rahmen der UNO, der Welthandelsorganisation 
(WTO), der Weltbank und des Internationalen Währungs-
fonds (IWF) bei der Lösung der globalen Probleme versagt. 
Die hehren Ziele könnten kaum erreicht werden; stattdessen 
fordere die globalisierte liberale Marktwirtschaft immense 
menschliche, soziale und ökologische Opfer. Die Gründe? Ei-
nerseits sei, gerade in der UNO und der WTO, nur mühsam 
Einigkeit zu erreichen, andererseits seien die Staaten durch die 
Abgabe von Souveränität bereits geschwächt. 

Der frühere französische Außenminister verweist zudem 
darauf, dass verschiedene Organe, wie die Europäische Ge-
meinschaft und die WTO, nicht demokratisch legitimiert 
seien. Daher lehnt er weitere Schritte hin zu einer global go-
vernance ab, die, wie von vielen Linken gefordert, die Globa-
lisierung strikteren Regeln unterwerfen sollte. Einer solchen 
Art Weltregierung auf Ebene von WTO, IWF oder gar darü-
ber, so Védrine, fehlt einfach die Legitimation!

Jedoch belässt es Védrine nicht bei schonungsloser Kritik, 
sondern er skizziert auch konkrete Maßnahmen für ein wirk-
sameres multilaterales System. So propagiert er die Ausweitung 
des UN-Sicherheitsrates und Einschränkungen des Vetorechts. 
Ebenso wichtig wären aus seiner Sicht die Neugewichtung 
der Stimmrechte im IWF zugunsten der Entwicklungsländer 
sowie die Errichtung einer Welt-Umweltorganisation. 

All diese Reformen dürfen aber nicht, so Védrine nach-
drücklich, dazu führen, dass die Organisationen die Staaten als 
Entscheidungsträger ersetzen; vielmehr müssen weiterhin die 

Regierungen handlungsfähiger und demokratischer Länder 
die Verantwortung tragen! Auf dieser Basis, fordert Védrine, 
müssten rasch die drängenden Probleme wie der Kampf der 
Kulturen, Zerstörung der Umwelt, Armut und organisierte 
Kriminalität angegangen werden.

Es hätte überrascht, wenn sich Védrine in seinem Essay 
nicht auch kritisch mit der Stellung seines Landes befassen 
würde. Prinzipiell hält er fest, dass Frankreich immer noch 
eine Macht mit weltweitem Einfluss sei. Allerdings würden die 
liberale Globalisierung und die teilweise unerfüllten Hoffun-
gen in die europäische Einigung zu Enttäuschung und weiter 
zu  »Selbsterniedrigung, ja sogar Eigenhass« führen. 

Gleichzeitig seien die Franzosen mit dem politischen Sys-
tem permanent unzufrieden. Um aus dieser Krise auszubre-
chen, seien Anpassungen und Reformen vor allem des Wirt-
schafts- und Sozialsystems nötig. Aber woran es Frankreich aus 
der Sicht des ehemaligen Außenministers vor allem mangelt, 
ist nicht Anpassungsfähigkeit, sondern Selbstvertrauen.

Eine weitere Forderung Védrines: Sein Land soll sich auf 
eine starke Außenpolitik rückbesinnen. Diese dürfe sich nicht 
dem Ziel der europäischen Einigung oder der Verbreitung der 
Demokratie unterordnen. Stattdessen gehe es darum, die na-
tionalen Interessen zu vertreten. Wiederum also macht sich 
Védrine für einen selbstbewussten, eigenverantwortlichen 
Nationalstaat stark – das ist sicherlich einer der Leitgedanken 
seines Essays. 

Übrigens: Der Name Nicolas Sarkozy kommt im Buch 
Védrines kein einziges Mal vor. Dies liegt wohl daran, dass  
»Continuer l‘Histoire« bereits vor den Präsidentschaftswahlen 
im Mai 2007 verfasst wurde.

DR. GERHARD MARCHL 

ist dzt. Projekt-Mitarbeiter des Renner-Instituts.
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HUBERT VÉDRINE
(avec la collaboration de Adrien 
Abécassis et Mohamed Bouabdallah), 
Continuer l‘Histoire,
Verlag Fayard, Paris 2007
288 Seiten, 20,50 Euro
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Saul Friedländer DAS DRITTE 
REICH UND DIE JUDEN

Kaum sonst wird die Geschichte des 
Holocaust so eindringlich, kenntnisreich 
und reflektiert erzählt wie in Saul Fried-
länders Buch über die Verfolgung und 
Vernichtung der europäischen Juden. Wer 
wissen will, was in Deutschland und dann 
in ganz Europa zwischen 1933 und 1945 

geschehen ist, wie es geschehen konnte, der kommt an dieser 
vielfach preisgekrönten Darstellung nicht vorbei. 
C.H. Beck, 39,10 Euro

Thierry Chervel und Anja Seeliger 
ISLAM IN EUROPA

Wen soll der Westen unterstützen? Ge-
mäßigte Islamisten wie Tariq Ramadan 
oder islamische Dissidenten wie Ayaan 
Hirsi Ali? Der französische Philosoph 
Pascal Bruckner sorgte Anfang 2007 für 
Aufsehen, als er in einer polemischen 
Streitschrift den vermeintlichen libera-

len Konsens im Umgang mit dem Islam attackierte. Auf zwei 
Internetplattformen entspann sich eine kontroverse Debatte, 
die hier nachzulesen ist. 
Suhrkamp, 10,- Euro.

Hans Tietze 
DIE JUDEN WIENS

Erstmals 1933 im Verlag E.P. Tal in Wien 
erschienen, ist dies das Vermächtnis eines 
brillanten österreichischen Kunst- und 
Kulturhistorikers, das noch heute als 
Standardwerk zur Geschichte der Wiener 
Juden vom Mittelalter bis in die 30er Jah-
re des 20. Jahrhunderts gilt. Tietze zeigt 

mit großem Wissen die Geschichte des Wiener Judentums als 
einen konstituierenden Bestandteil der Stadtgeschichte.  
Mandelbaum, 24,90 Euro

Batya Horn und Christian Baier 
PEDANTEN UND CHAOTEN

Künstler und Philosophen machen sich 
in dieser schönen Anthologie Gedanken 
über pedantische und chaotische Men-
schen.  Vielleicht will man den einen wie 
dem anderen Menschenschlag davon 
überzeugen, sich selbst und seine Marot-

ten nicht gar so ernst zu nehmen. Gelingen kann es nicht und 
so müssen wir uns entscheiden: Sind Sie lieber ein Pedant 
oder ein Chaot?  
Edition Splitter, 24,- Euro

Götz Aly
UNSER KAMPF

Götz Aly, streitbarer deutscher Historiker 
und Journalist,  verbindet mit «1968» 
nicht den heroischen Kampf einer neuen 
Generation. Sondern: Er habe, schreibt 
der 1947 Geborene, die Einsicht gewon-
nen, «dass die deutschen Achtundsechzi-
ger in hohem Mass von den Pathologien 

des 20. Jahrhunderts getrieben wurden und ihren Eltern, den 
Dreiunddreissigern, auf elende Weise ähnelten»   
S. Fischer, 20,50 Euro

Gerald Reischl
DIE GOOGLE-FALLE 

Mit der Suchmaschine Google, den 
Satellitenkarten auf Google Maps, mit 
der Volltextsuche in Google Books, mit 
dem Bildprogramm Picasa, dem Mail-
Programm Google Mail, Google Docs 
und vielen weiteren Dienstleistungen 

entwickelt sich die Firma von Larry Page und Sergej Brin zur 
unkontrollierten Weltmacht im Internet: Immer mehr Firmen 
entwickeln Dienste und Geräte, die ausschließlich auf Google 
abgestimmt sind.  
Ueberreuter, 19,95 Euro

SACHBÜCHER

Juden, Islam und die 68er



Alaa al-Aswani
CHICAGO

Der Roman spielt zwar in den USA, er 
handelt aber von einem maroden und 
morosen Ägypten. Er nimmt sich kaum 
ein Blatt vor den Mund und hat damit 
auch in Ägypten Erfolg. Denn dieses ge-
gen Moral und Patriotismus verstoßende 
Werk wurde nicht nur als Serie in einer 

der großen Wochenzeitschriften Ägyptens vorabgedruckt, 
sondern erlebte im Original bereits seine fünfte Auflage. 
Lenos, 22,70 Euro

Assaf Gavron
EIN SCHÖNES ATTENTAT

Eitan Einoch hat in Tel Aviv bereits drei 
Anschläge überlebt, wurde als nationaler 
Held gefeiert, aber sein Leben gleicht 
seitdem einem Scherbenhaufen. Nach-
dem er Job und Freundin verloren hat, 
begibt er sich auf die Suche nach den 

Hintergründen für die Attentate. Dabei begegnet er dem 
Mann, der dafür verantwortlich ist. Beide erzählen in diesem 
tragikomischen Roman ihre Geschichte. 
Luchterhand, 20,60 Euro

Kirsten Thorup
NIEMANDSLAND

Ulf und Lillian wollen Urlaub machen 
und Carl soll vorübergehend ins Heim. 
Doch aus dem Provisorium wird eine 
Dauerlösung. Vergeblich wartet der 94jäh-
rige darauf, dass die Urlauber ihn wieder 
herausholen aus dem Heim, wo die Türen 
doppelte Schlösser haben, sich keiner 

Zeit für ihn nimmt und es ihm verwehrt wird, Blumen aufs 
Grab seiner Frau zu legen. Es ist ein Familienroman, in dessen 
Mittelpunkt ein Patriarch steht.
Suhkamp, 20,40 Euro

Cormac McCarthy

KEIN LAND FÜR ALTE MÄNNER

Hier ist sie – die großartige Drehbuch-
vorlage für den besten Film der Oscar-
Verleihung 2008. Einmal mehr zeigt sich 
hier Cormac McCarthys umfassender 
Kulturpessimismus in grandioser Weise, 
in einem Roman, der in die Abgründe 
menschlicher Bosheit führt. Ein Provinz-

sheriff liefert einen entgeisterten Bericht über Verbrechen, die 
sich seiner moralischen Beurteilung immer mehr entziehen. 
Rowohlt, 20,50 Euro

Gianrico Carofiglio

DAS GESETZ DER EHRE

Seit dem Erscheinen seines ersten Krimis 
vor sechs Jahren steht Carofiglio in Italien 
ununterbrochen auf der Bestsellerliste, 
häufig mit mehreren Titeln. Über eine 
Million Mal haben sich seine Bücher 
in Italien verkauft, im deutschsprachi-
gen Raum griffen immerhin 150.000 

Krimileserinnen und -leser zu Carofiglios ersten beiden Fällen 
– und sie werden auch diesen Fall mögen. 
Goldmann, 20,60 Euro

Alfred Komarek
DOPPELBLICK

Dieser vierte und abschließende Daniel-
Käfer-Roman bringt die Wiederbegeg-
nung mit den von den Lesern längst 
liebgewonnenen Menschen des Ausseer-
landes und verbindet Daniel Käfers Weg 
mit dem nostalgisch verklärten Glanz des 
ehemaligen Kaiserstädtchens Bad Ischl. 

Als nächstes wird sich Alfred Komarek noch ein letztes Mal 
seinem Simon Polt zuwenden – und dann ist Schluss mit dem 
Schreiben von Romanen. 
Haymon, 17,90 Euro

BELLETRISTIK
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Von Chicago bis Bad Ischl

Alle Bücher sind auch in der Buchhandlung Löwelstraße
(1014 Wien, Löwelstraße 18; buchhandlung@spoe.at) erhältlich.



ine der unangenehmen Erscheinungen der letzten 
Zeit: Lebensmittel werden teurer. Das trifft Haus-
halte mit mittlerem und höherem Einkommen 
nicht sehr, weil sie nur einen geringen Anteil des 

Einkommens für Lebensmittel ausgeben und ohnehin oft teu-
rere Produkte kaufen. Aber für die ärmeren Haushalte ergeben 
sich dadurch erhebliche Probleme. In den USA wird Armut 
sogar über den Anteil der Ausgaben für Lebensmittel definiert: 
Arm ist, wer mehr als dreißig Prozent des Haushaltsbudgets 
für Lebensmittel aufwenden muss. 

So unangenehm er ist, dieser Preisanstieg ist nicht nur un-
erfreulich. Er ist auch eine Folge einer begrüßenswerten Ent-
wicklung – nämlich dass die Nachfrage nach Nahrungsmittel 
steigt. Und dieser Anstieg ist nicht primär eine Folge einer 
wachsenden Bevölkerung wie in malthusianischen Alpträu-
men. Er ist Konsequenz eines steigenden Wohlstands von hun-
derten Millionen Menschen. Sie können mit ihrem gestiege-
nen Wohlstand nicht nur mehr essen, sondern sie können auch 
im steigenden Maße zu jenen Lebensmittel greifen, die man 
gemeiniglich mit besseren Leben verbindet – mehr Fleisch, 
mehr Milchprodukte, mehr Eier, mehr Obst und Gemüse. 
Dazu bedarf es mehr Agrarproduktion und mehr Flächen. Die 
Preise  steigen. 

Wenn, wie zu hoffen, das Wachstum der Wirtschaft anhält, 
dann ist ein weiterer Anstieg der Preise für Nahrungsmittel 
zu erwarten, auch wenn durch technische Entwicklungen das 
Angebot steigen wird. Weil in manchen Ländern viele Men-
schen nicht mehr so arm sind wie früher, haben die Ärme-
ren auch in den reichen Ländern stärkere Probleme. Die kann 
man mit mehr Transfers und Einkommenspolitik lösen, oder 
zumindest reduzieren. 

Der steigende Wohlstand in manchen armen Ländern, vor 
allem in Südamerika und in Ostasien, ist aber nicht die einzige 
Ursache der steigenden Preise für Nahrungsmittel. Lebensmit-
tel sind nämlich auch deshalb teurer geworden, weil die höhe-
ren Energiepreise und das gestiegene ökologische Bewusstsein 
–  sicher etwas zu Begrüßendes – die Nachfrage nach Energie 
aus Agrarprodukten steigen lässt. Der Treibhauseffekt macht 
uns Angst. Daher entziehen wir Böden der Produktion von 
Nahrungsmittel und widmen sie der von erneuerbarer Energie. 

Abgesehen von der Gefahr, dass man möglicherweise dabei 
das Problem des Klimawandels verschärft, schließlich werden 
weitere Urwälder gerodet um Flächen für Agrarproduktion 
zu gewinnen, können Probleme für die Versorgung der Men-
schen mit Lebensmittel auftreten. Es ist wie bei einer Auktion. 
Mit hohem Einkommen kann man viel zahlen für die Pro-
dukte des Bodens. Daher bestimmen sie, was angebaut wird. 
Für diejenigen, die wenig haben, bleibt ein geringer Anteil an 
den Ressourcen.  

Wir wollen mobil sein, wir wollen in der Welt herumrei-
sen, wir wollen im Winter nicht frieren und im Sommer in 
gekühlten Räumen leben. Wir wollen den drohenden Tem-
peraturanstieg verhindern und in Europa will man auch gen-
technisch nicht manipulierte Agrarprodukte. Es ist nicht aus-
zuschließen, dass das technisch möglich ist und dass wir uns 
das auch leisten können. 

Aber es wäre gefährlich, wenn über die Verwendung der 
Ressourcen ausschließlich die kaufkräftige Nachfrage ent-
scheidet. Die Armen können bei diesen Auktionen nicht mit-
bieten. Sie werden von den Reicheren verdrängt.

E
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Der Preisanstieg 
der Lebensmittel

SCHLUSSWORT   VON PETER ROSNER
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